
Alexander Brunner, Neues Konsumentenschutzrecht im

revidierten UWG, pläd 5/1990, 37-47, mit Diagramm

Anmerkung:

Der Beitrag wurde nach dem Inkrafttreten des UWG 1986 (vgl. Abdruck dieser
Fassung im Anhang) veröffentlicht. Er versucht eine einheitliche Einordmmg des
Wettbewerbsrechts (Kartellrecht und Lanterkeitsrecht) anhand auch der

Systematik des Allgemeinen Teils des Obligationenrechts {l. Teil mit den
Konsumentenklagen; der 2. Teil ist heute überholt und nur historisch relevant;
vgl. heute Schweizer ZPO etc.). Zum Kartellrecht ist auf den Aufsatz zu

verweisen: A\GxandGrBmrmer,KonsumentenkarteIlrecht, AJP 8/96, S. 931-942.

Das bedeutet, dass versucht wurde, die in Art. 2 ZGB (Verhalten nach Treu

und Glauben; dies auch im vorvertraglichen Markte 'erhalten) und in Art. 23 ff.

(Irrtums-Regeln), insb. Art. 28 OR (Täuschung) niedergelegten Normen des
Verhaltens, die den mangelfreien bzw. mangelhaften Vertragsschluss regeln, in

den Kontext des UWG zu stellen (vgl. insb. Art. 2 UWG und Art. 3-8 UWG).

Der Kontext zwischen UWG und OR zeigt sich vor allem beim aufgehobenen

Art. 48 OR (vgl. Aufsatz Fn 43), der im Rahmen der unerlaubten Handlungen
nach Art. 4l ff. OR vormals eine wichtige Rolle für die Rechtsprechung spielte
und mit dem ersten UWG von 1943 aufgehoben werden konnte bzw. in dieses

überführt wurde.

Die in Fn 5 erwähnte Publikation wurde als Schriftenreihe des Jahrbuchs zum
Konsumentenrecht veröffentlicht, bei dem zahlreiche Autoren mitgewirkt haben
(JKR 1995 - JKR 2004). Die Berichterstattung zum Konsumrecht (heute
rechtswissenschaftlicher Terminus) wurde vom Autor mit Beiträgen zum

Wirtschaftsrecht Schweiz-EU (2005-2021) fortgeführt (Kellerhals et ai.; Hrsg.)
Publikationen des Europa Instituts an der UZH.

Das heute (2021) geltende UWG (Bundesgesetz gegen den unlauteren
Wettbewerb (UWG) vom 19. Dezember 1986 (Stand am l. Januar 2021) mit
seinen vielen in der Zwischenzeit erfolgten Änderungen findet sich auf: -^ LINK
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/l 988/223 223 223/de

Alexander Brunner
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KONSUMENTENSCHUTZRECHT

Il
I!

von

Dr. Alexander
Brunner, Zürich

Neues Konsumentens<hutz-
recht im revidierten UWG
Einleitung
Zum Wirtschaftsrecht1 zählte bisher vorwiegend
dos Handelsrecht als Inbegriff der Rechtsnormen,
welche den wirtschaftlichen Bereich von Produk-
tion und Handel bestimmen. Seit 1981 bzw. seit
Annahme des Konsumentenschutzartikels hat das
Handelsrecht indessen aufgrund einer wirt-
schafeverfassungsrechtlichen Norm (Art. 31 se-
xies BV| einen ebenbürtigen Zwilling erhalten:
Das Konsumentenschutzrecht. Das neue Gebiet
des Konsumentenschutzrechtes kann dabei ano-
log zum Hondelsrecht als der Inbegriff der Nor-
men bezeichnet werden, welche den wirtschaftli-
chen Bereich des Konsums bestimmen; dies in-
dessen nur soweit, als es sich um privaten Kon-

sum handelt und nicht um Verbrauch im Tätig-

keitsbereich von Unternehmen. Das Konsumert-
tenschutzrecht als Teil des Wirtschaftsrechts um-
fasst dementsprechend sämtliche denkbaren
Rechtsgebiete: das Konsumentenvertrags- und -
wettbewerbsrecht, besondere Normen des Wirt-
schaftsverwalhjngs- und -strafrechts, ein besonde-
res Zivilprozessrecht bzw. das Konsumenten-
schutzverfahren sowie das Internationale Konsu-
mentenschutzrecht und -verfahrensrecht.
Das Wesen des Konsumentenschutzrechtes
zeichnet sich dabei aus durch die Normierung
des in tatsächlicher Hinsicht bestehenden Infor-

mationsgefälles zwischen Anbieter und Konsu-
ment. Bis 1981 wurde der Umstand des
tatsächlich gegebenen Informations- und Struk-
turunterschiedes zwischen Anbieter und Konsu-
ment rechtlich nur ungenügend erfasst. Durch
die Generalklausel in Art. 31 sexies Abs. 1 BV
wird dieses wirtschaftliche Phänomen nunmehr
auch posHivrechtlich anerkannt: tm Hinblick auf
den Informationsstand des Konsumenten sind
dabei zwei normative Konkretisierungen des
konsumentenschutzrechtlichen Ungleichgewichts-
prinzips denkbar; eine mit individueller Auswir-

kung und eine mit genereller Auswirkung.
Der Schutz des Konsumenten im Sinne von Art.
31 sexies Abs. 1 BV wird - insbesondere im
Hinblick auf die privatautonome Bildung des
Geschäfowillens - generell durch eine beson-

dere, öffentlich zugängliche Information der

1 Zum Begriff des Wiilschaflsrechls: Walter R. Schluep,
Wirtschäftsfechl; Wesen, Aufbau, Meikmale und Slellung im
Rechlssyslem, in: Zum Wirtschoflsrechf, Bern 1978,S. Hf.

Konsumenten hinsichtlich konkreter Leistungsan-
geböte der Anbieter erreicht, wie es die Bot-
schaft des Bundesrates vom 7 Mai 1986 zu ei-

nern BG über die Konsumenteninformation
(KIG) vorsieht, aber auch durch das neue BG
gegen den unlauteren Wettbewerb vom 19.
Dezember 1986, das im vorvertraglichen Be-
reich normative Anforderungen an das Verhal-
ten der Anbieter stellt. Individuell ist das konsu-
mentenschutzrechtliche Ungleichgewichtsprin-
zip vor allem im Hinblick auf die Auslegung
von Konsumentenverträgen zu berücksichtigen.2
Nachfolgend soll das Konsumentenwettbe-
werbsrecht näher betrachtet werden, wobei an-
zumerken ist, dass sich bisher naturgemäss3
noch nicht allzu viele Publikationen und Ent-
scheide mit dem Thema befassen konnten.4.5

1. Teil: UWG-Konsumen-
tenklagen

1. Kapitel: Rechtsstellung des Kon-
sumenten im Wettbewerbsrecht

L Wettbewerb a/s markhwfsc/iafr-
/iches Ordnungsprinzip

1. Der Jheorienstreit
Im Rahmen der Marktwirtschaft kommt der Rolle
des Konsumenten eine überragende Bedeutung
zu.6 Unter idealtypischer Betrachtungsweise

2 ZR 88 11989) Nr. 27 = SJZ 85 (KW], S. 249; vgl. auch
hinten N. 65

3 InlmfUrelen des neuen UWG am 1: März 1988

4 Vfll. immerhin nach allem Rechl: Elias Wolf/Hellmut Slofer,
Jnlouleref Wellbewerb und Konsumenlenschulz, in: SJZ 69 .

(1973), S. 81; Peter Knoepfel, Der Beilrag des Bundesge
sebes über den unlouferen Weltbewerb zum
Konsumenlenschulz, in: Revue internah'onale de la
concunence, 1974, Nr. 126, S. 50-66

5 Grundriss des Schweizerischen Konsumenlenschutoechtes,
Stampfll Verlag Bern, erscheint im Verlauf des Jahres 1991,
Alexander Brunner,

6 Doss diese Efkennlnis nicht neu ist, wird durch den
Begründer der modernen Nalionolökonomie'Adam Smith
bezeugt, der folgendes anführte (in: Dei Wohlstand der
Nalionen, London 5. A. 1789/dsch. München 5 A. 1990,
S. 558|: «Der Konsum allein ist Ziel und Zweck einer jeden
Produklion, daher sollte man die Interessen des Produzenten
eigentlich nur soweit beachten, wie es erfordeflich sein mag,
um das Wohl des Konsumenten w fördern. Diese Maxime
leuchtet ohne weiteres ein, so dass es törichl wäre, sie noch
beweisen zu wollen.»

36 plödoye>5/1990
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kann dabei mit Bezug auf die möglichen Wirt-
schaftssysteme gesagt werden, dass die len-
kung der Wirtschaft in der Planwirtschaft über
zentrale Planenfscheidungen und in der Markf-
Wirtschaft über die jeweiligen Einzelentscheide
der Konsumenten erfolgt, wobei sich die Syste-
me seit jeher und in den verschiedenen Wirt-
schaftsbereichen unterschiedlich überschnitten

haben. Damit ist auch gleichzeitig gesagt,
dass dem Konsumenten in der Marklwirtschaft
mit Bezug auf den Wettbewerb der Anbieter
eine entscheidende Steuerungs- und Lenkungs-
funktion zukommt; es handelt sich um die tägli-
ehe Abstimmung an der wirtschaftlichen Lei-
sfungsfront. Diese tägliche Abstimmung über
die Leistungen der sich am Wettbewerb beteili-
genden Anbieter kann indessen nur dann ihre
[enkungsfunktion erfüflen, wenn die Bedingun-
gen für die Möglichkeit der Konsumentensou-
veränität gewährleistet sind. Die Konsumenten
sind nur dann souverän in ihren Entscheidun-
gen, wenn ihr Informationsstand genügend und
der Wettbewerb unverfälschl ist.
Entscheidend ist damit die Gewährleisfung ei-
nes funktionsfähigen Wettbewerbs im Sinne ei-
ner wirfschaffsverfassungsrechflichen InsfifufsgQ-
ranfie. Im Bereich des laüterkeifsrechte ist die
funktionale Theorie, welche insbesondere im
Hinblick auf die Auslegung wettbewerbsrechtli-
eher Normen von Bedeutung ist, vorherr-
sehend.7 Im schweizerischen Kartellrecht hinge-
gen ist die Theorie der funktionalen Rechtsan-

Wendung nach wie vor umstritten; die Ausein-
andersetzung spielt sich dabei vor allem bei
der Auslegung von Art. 7 KG ab, wonach
Wettbewerbsbehinderungen nur dann zulässig
sind, wenn sie das «Gesamtinteresse» nicht ver-

letzen. Während die eine Auffassung darin le-

diglich (und nur) ein Missbrauchsprinzip sehen
will8, geht die andere Auffassung an^esichts
des vorrangigen marktwirtschaftlichen Ord-
nungsprinzips, welches ein funktionsfähiger '
Wettbewerb bedeutet, von der funktionalen
Theorie aus9.

Nachfolgend ist kurz auf die beiden Marktge-
setze einzugehen, um anschliessend die Rechts-
Stellung des Konsumenten im Wettbewerbsrecht
bestimmen zu können.

7 Vgl. Insb. Walter R. Schluep Vom lauteren zum ffeien
Wettbewerb, in: Zum Wirischaftsrechl, Bern 1978,
S. 62 (f.: Carl Boudenbacher, Funktionaler Ansatz bei der
Revision des UWG; Bemerkungen aus wirtschaftsrechtlicher
Sicht, in: NZZ 22.8.1980; deis., Das neue Bundesgeselz
gegen den unlauteren WeNbewerb vom 19. DezemBer
l9g6|UWG|,in:(echl1988,S.74-76

8 Vgl. für viele: Olto Fischer, Offene Verletzung des
Missbrauchspiinzips - Zur Diskussion um den Enlwuif ftir ein
neues Kartellgeselz; in: NZZ 15,5. 1979; Eric Hombuffler,
Fragwürdige Anwendung des Kailellgeselzes - Missachleter
Wille des T'arlamenls, inTNZZ 19.9.1989

2. Die bei'c/en Marktgesetze

Das schweizerische Wettbewerbsrecht wird in

zwei getrennten Gesetzen geregelt, dem Bun-
desgesetz über Kartelle und ähnliche Organi-
sationen vom 20. Dezember 1985 (KG) und
dem bereits genannten Bundesgesetz Qegen
den unlauteren Wettbewerb vom 19. Dezember
1986 (UWG). Beide Gesetze ergänzen sich.
Während das Kartellgesetz den Wettbewerb
in seinem Bestand sichern soll und unzulässige
Behinderungen10 verbietet11, schützt das UWG
die Lauterkeit des bestehenden Wettbewerbs12.
Nach der funktionalen Theorie bilden beide
Gesetze jedoch eine Einheit13 im Sinne der
Gewährleishjng eines funktionsfähigen Wettbe-
werbs. Es sind indessen auch
Uberschneidungen denkbar, wobei sich insbe-
sondere die Frage stellt, ob das UWG auch
dann anwendbar ist, wenn das unlautere Ver-
halten von einem Kartell oder Monopolist aus-
geht und damit (auch) ein Tatbestand des Kar-
tellgesetzes gegeben ist. Dies ist zweifellos zu
bejahen.14 Selbst dann, wenn gar kein Wett-
bewerb mehr vorliegt, ist unlauteres Verhalten
möglich, andernfalls könnte ein Kartell oder ein
Monopolist in einem lauterkeitsrechtlich rechts-

freien Raum sanktionslos gegen private Abneh-
mer vorgehen.

II. Begriff des Konsumenten im
Wettbewerbsrecht

1. Einheifliche Begnffsbestimmung im Ver-
frags- und Wettbewerbsrecht

Der Bundesgesetzgeber hat den Begriff des
Konsumentenvertrages nicht definiert, setzt ihn

9 Amold Koller, Die Kpnzeplion des Möglichen
Wettbewerbes, Auslegunashilfe des Kärtellaeselzes?. in:
WuR 2211970), S, 149-^61; Walter R. ScTiluep,
Allgemeines Wirtschaftsrecht, in: Zum Wirtschaftsrechl,
Bern 1978, S. 95; ld, WeNbewerb- Kemsliick einer
morkfwiilschaWichen Ordnung, in: NZZ 31.3., 1.4.1979;
Greta laulerbuig, Grilfigere Mossnahmen gegen
Kortellabsprachen, In: ptädoyer 3/1989, S. 33-36; Bti.,
Marklwiitschaft von Fall zu Foll... Zur Kontroveise um die
Auslegung des Kartellgeselzes, in: NZZ H./12J.1989;
Willy UnJer, Veraltete Gmndlagen der Weltbeweibspoli-
lik?,'in: NZZ9./10.6.1990 u.a. mit Hinweis auf die neue
Zürcher Oisserlolion von Marfcus Ruffner. Neue
Wellbewerbslheorie und schweizerisches Karlellrechl,
Möglichkeiten und Grenzen einer mcub-und
inslitutionenlfieofelischen Fundiewng der Wetlbewerbs-
polilik, Zürich 1990

10 Vorkehren nach Art. 6 KG
11 Vgl. jedoch Art. 7 und Art. 29 Abs. 3 KG
12 Vg!.Art.1und2UWG
13 Vgl. Baudenbacher, Schweipunkleder schweizerischen

UWG-Refoim. in: Baudenbacher. Das UWG auf neuer
Grundlage, Bein 1989, S. 35-36

14 Unzulreffend daher m.E. die in ZR 88 11989) Nr. 61
E.IV.b.bb veilrelene AuKassung, wonach die
AnwendbaAeil des UWG das Bestehen eines
tatsächlichen Wetlbewefbs voraussetel

jedoch in Art. 31 sexies Abs. 3 BV notwendi-

gerweise voraus, weshalb die Rechfsprechung
den Konsumentenvertrag einstweilen lückenfül-
lend wie folgt beschrieben hat:
«Mit dem Konsumenfenvertrag verpflichtet sich
der Anbieter im Rahmen seiner betrieblichen
Tätigkeit zu einer sachlichen und/oder persön-
lichen Leistung, die für private Zwecke des
Konsumenten bestimmt ist.»15
Hinsichtlich der Tragweite dieses Begriffs kann
festgehalten werden, dass er auf sämtliche
möglichen Verträge gemäss besonderem Teil
des Obligotionenrechts16 sowie auf alle denk-

baren Innominatverträge anwendbar ist. Der
Konsumenfenverfrag gemäss der wirtschaffsver-
fassungsrechltichen Norm in Art. 31 sexies
Abs. 3 BV stellt dementsprechend in rechtssy-
stemafischer Hinsicht eine neue Figur des Allge-
meinen Teils des Obligationenrechts dar. Offen
bleibt dabei allerdings die Frage, wie der Ge-
setzgeber die besonderen Vertragstypen im
Hinblick auf konkrete Schutznormen im Rahmen
des Sonderprivatrechts im einzelnen ausgestal-
tel.

Hinsichtlich der Terminologie ist festzustellen,
dass der in der Verfassung verwendete Aus-
druck <letztverbraucher» mehrdeutig ist. Der
Ausdruck «Letztverbraucher» bezeichnet zwei
Rechtsbegritfe; einerseits den letzh/erbraucher
i.S.v. Art. 11 Abs. 3 des BG über das Messwe-
sen, anderseits den Letzlverbraucher i.S.v. Art.

31 sexies Abs. 3 BV. Nach Art. 11 Abs. 3 des
BG über das Messwesen |SR 941.20) sind
Letztverbraucher alle natürlichen oder juristi-
sehen Personen, die Güter zu ihrem persönli-
chen Gebrauch erwerben. Nicht als Letztver-
braucher im Sinne dieser Bestimmung gelten
Personen, die Waren gewerbsmässig erwer-
ben, um sie zu bearbeiten, zu verarbeiten oder
an Dritte weiter zu verkaufen (Erwerb Zwecks
Produktion und Handel). Aus dieser Legaldefini-
tion folgt, dass der Begriff des letzfverbrau-
chers i.S.v. Art. 11 Abs. 3 des BG über das
Messwesen jenen i.S.v. Art. 31 sexies Abs. 3

BV umfasst, zusätzlich jedoch auch den be-
trieblichen Abnehmer, der Waren zwecks Kon-
sum, nicht jedoch zwecks Produktion und Han-
del erwirbt. Der Letztverbroucher i.S.v. Art. 31
sexies Abs. 3 BV bezeichnet demgegenüber
nur den privaten Abnehmer; für diesen sollte
dementsprechend der Terminus «Konsument»
verwendet werden, um Verwechslungen zu ver-

meiden. Dass im übrigen der Ausdruck letzlver-

15 ZR 8711988) Nr. 92 -SJZ 8511989) S. 12-16
16 Vgl. dazu nunmehr neu und übereinslimmend die

legaldefinilion des Konsumentenmietverirages für fohrnis
nach All. 266k OR; inkrafl seil 1. Juli 1990 .
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braucher i.S.v. Art. 11 Abs. 3 des BG. über das
Messwesen nicht unbesehen auf jenen nach
Art. 31 sexies Abs. 3 BV übernommen werden
darf, ergibt sich bereits daraus, dass jenes Bun-
desgesetz vor dem Verfassungsartikel erlassen
wurde. Auch im Hinblick auf die ratio legis von
Art. 31 sexies Abs. 3 BV kann nicht davon aus-
gegangen werden, betriebliche Abnehmer
stünden unter dem Schutz der Generalklausel
von Art. 31 sexies Abs. 1 BV. Ein Sozialschutz,
welcher auch auf betriebliche Abnehmer aus-

gedehnt würde, ginge zu weit. Unter dem Letzt-
Verbraucher im Sinne des Verfassungsartikels ist
daher nur der private Abnehmer bzw. der Kon-
sument zu verstehen.17 Nach der Definition des

Konsumentenvertroges ist demnach der Konsu-
ment jene Partei, welche unternehmerische und
betriebliche leistungsangebote von Anbietern
zu privaten Zwecken, d.h. zu persönlichen
oder familiären Zwecken entgegennimmt.
Es versteht sich von selbst, dass der rechtswis-
senschaftliche Grundsatz einer möglichst ein-
heitlichen Begriffsbildung und Teminologie
auch auf das Konsumentenschutzrecht als Teil
des Wirtschaftsrechts anzuwenden ist. Dies
bedeutet, dass der Terminus «Konsument» so-

wohl im Vertragsrecht als auch im Wettbe-
werbsrecht denselben Begriff zu bezeichnen
hat. Der Begriff des Konsumenten ist daher ein-
heitlich zu definieren als jener Abnehmer - das
Wort «Abnehmer» im übrigen ein Terminus aus
dem Wettbewerbsrecht -, der sachliche
und/oder persönliche Leistungen zu privaten
Zwecken entgegennimmt. Private Zwecke sind
dabei immer persönliche oder familiäre
Zwecke. In Kurzform kann demnach die folgen-
de Aussage gemacht werden: Der Konsument
ist der private Abnehmer.
Damit bietet auch die Definition der Konsumen-
tenstreitigkeit im Wettbewerbsrecht keine
Schwierigkeiten mehr; es sind die deliktischen
Rechtsverhällnisse zwischen betrieblichen An-
bietern und privaten Abnehmern in zwei mögli-
chen Erscheinungsformen: Kartellistisches Ver-
halten einerseits und unlauteres Verhalten an-
derseits.

2. Rechtsstelhng des Konsumenten im
Rahmen der jbeicfen Marktgesetze

2. l. Der fonsumen? a/s privater Abnehmer im

Kaitellgesetz (K.G)
Oberste Leitidee des schweizerischen Vertrags-
rechts ist die Privatautonomie und ihre Konkreti-

17 Ebenso: R. Rhinow, BV-Komm. zu Art. 3) sexies, Rz. 2,
N. 16; Stand 1988

sierung als Gestaltungs- und Abschlussfreiheit
derVertragsparteien. Sie wird |edoch zur Fikti-
on im Falte des ungerechtfertigten Ausschlusses
eines möglichen Wettbewerbs i.S.v. Art. 6
Abs. 1 i.V. m. Art. 29 Abs. 3 KG. Es handelt
sich um die keineswegs seltenen Fälle von Kon-
ditionenkartellen in Form von Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen der betrieblichen Anbieter
gegenüber den privaten Abnehmern bzw. Kon-
sumenten; zu erinnern ist beispielsweise an die
neuesten Berichte der Kartellkommission mit Be-
zug auf das Sachversichererkartell und die ge-

samtschweizerisch wirkenden Vereinbarungen
im Bankgewerbe oder an die lATA-Konventio-
nen im internationalen Flugverkehr. Solche Kon-
ditionenkartelle führen in vielen Fällen zur fakti-
sehen Aufhebung der Vertragsfreiheit der Kon-
sumenten und damit zu einer wesentlich stärke-
ren Beeinträchtigung ihrer Rechtsstellung als
durch unlauteres Verhalten nach UWG. Mit Be-
zug auf das vorliegende Thema stellt sich dem-

entsprechend die Frage, ob der Konsument als
privater Abnehmer gegen solche Vorkehren der
betrieblichen Anbieter vorgehen und für die
Herstellung seiner Vertragsfreiheit klagen kann.
Die Antwort lautet: Nein. Unser Gesetzgeber
hat auch im neuen Karfellgesetz die Schweizer

Konsumenten <in Ketten» gelegt, um ein Wort
Friedrich Schillers abzuwandeln. Nach Art. 8

Abs. 1 KG kann zwar klagen, «wer durch eine
unzulässige Wettbewerbsbehinderung geschä-
digt oder gefährdet wird»; den Materialien ist
indessen zu entnehmen, dass der Gesetzgeber
davon ausging, zivilrechtliche Ansprüche der
Konsumenten bestünden nicht18, vielmehr wür-
den diese ousschliesslich durch die Verwaltung
gewährt19, Das Karteltgesetz ist daher nicht
weiter zu erörtern.20

2.2. Der Konsument o/s pnvder Abnehmer im
UWG
Ein eigentlicher Durchbruch im Konsumenten-
wettbewerbsrecht wurde hingegen mit dem
neuen UWG von 1986 erreicht. Nach Art. 1

18 Nachweise bei Schluep, in: Schürmann/Schluep
Kartellgeselz und Preisiibemachungsgesetz, Zürich 1988,
M8KG,N.4

19 Dies stellt m.E. eine 'fürsorgliche» Enlmündigung der
Schweizer Konsumenten dar. Dies im Gegensatz zum
amerikanischen Rechl, demgemäss die Konsumenten noch
Ad. 16 der Clayton Ad voni 1914 gegen Kartellobsprachen
vergehen können; vgl. dazu den neuesten Entscheid des
amerikanischen Supreme Court vom 30. April 1990:
California v. American Stores Company; )]0 S.Ct. 1853
(1990)

20 Auch die Bevormundungs-These, die vor allem im Bereich
der KonsumkrediK3eselzgebung ihre Wiikungsgeschichle
entfaltete und in seltsamem Wicfcispruch zur Rechtsstellung
der Konsumenten im Karlellgesefe steht, ist hier nicht weiter
zu erörtern

bezweckt das UWG, den lauteren und unver-
fälschten Wettbewerb im Interesse aller Betei-
ligten - somit auch der Konsumenten - zu ge-

währleisten. Art. 2 UWG regelt zudem nicht
bloss das Konkurrenzverhättnis unter Mitbewer-
bern (Anbieter oder Abnehmer unter sich), son-
dem auch das Verhältnis zwischen Anbietern
und Abnehmern. Den Materialien ist hier zwei-
telsfrei zu entnehmen, dass damit auch die pri-
vaten Abnehmer bzw. Konsumenten unter den
Schutz vor unlauterem Verhalten fallen und

auch klageberechtigl sind.

2. Kapitel: Konsument und General"
klausel (Art. 2 UWG)

l. Funktion der Generalklausel

1. Vorrang der Generalktausel

Der Vorrang der Generalklausel in Art. 2
UWG ergibt sich aus der Festschreibung eines
grundlegenden Rechtsprinzip21, das über die
nicht abschliessende Enumeration der Sonder-
tatbestände in Art. 3 bis Art. 8 UWG hinaus-
geht22. Nach der funktionalen Auslegung der
Generalklausel werden insbesondere konsu-
mentenbezogene Verhaltensweisen der Anbie-
ter wie Täuschung, Verwechslungsgefahr oder
psychologischer Kaüfzwang erfosst, welche
die autonome Willensbildung der Konsumenten
beeinträchtigen, gleichzeitig aber auch zu
Wettbewerbsstörungen führen, da die Nachfra-
ge durch das unlautere Verhalten der Anbieter
fehlgeleitet wird.23 Auf den direkten Schutz der
privaten Abnehmer (Konsumenten) durch die
Generalklausel wird nachfolgend näher einzu-

gehen sein; es ist aber auch ein indirekter
Schutz möglich.24'

2. E/emente der Generalüausel

Ein Anbieter handelt nach Art. 2 UWG dann
unlauter und widerrechtlich gegenüber privaten
Abnehmern (Konsumenten), wenn er25 erstens

21 Analog jenem in Art. 2 ZGB
22 Vgl zur Generalklausel die nach wie vor aktuellen

Ausfuhiungen zum allen Rechl: E. AAqtter, Zur General-
klausel im Bundesgeselz über den unlauteren Weltbewefb,
in: ZBJV 98 |1951], S. 449-471; Carl Baudenbachef, Zur
(unklionalen Anwenduna von - 1 des deulschen und Art. l
des schweizerischen UWG, in: ZHR 144 |1980|,
S. 145-170

23 Vgl. Baudenbacher, Schwerpunkte der schweizerischen
UW&Reform. in: Baudenbacher, Das UWG auf neuer
Grundlage, Bern 1989, S. 18, N. 11

24 Zur Beeiiilrächligung der Rechtsstellung der Konsumenten
im Adresshandel: SJZ 86 ( 1WO], N(. 61, E. 4; S. 291 -292

25 kumulaSiv oder olternativ
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gegen Treu und Glauben verstösst, zweitens
täuschendes oder - drittens - widerrechtliches
Verhalten an den Tag legt. Das dritte mögliche
Tatbestandselement des unlauteren Verhaltens
ist zwar nicht ausdrücklich in Art. 2 UWG ent-
halten, ergibt sich indessen a fortiori aus dieser

Gesetzesbestimmung sowie aufgrund einer
analogen Anwendung von Art. 7 UWG.26Wi-
derrechtliches Verhalten im Sinne eines Verstos-

ses gegen Gesetzesbestimmungen ist damit
grundsätzlich auch unlauteres Verhalten.27
Wird widerrechtliches Verhalten zudem von
einzelnen Anbietern systematisch betrieben,
führt .dies zu Wettbewerbsverzerrungen zula-

sten jener Anbieter, die sich an die Spielregetn
des Wettbewerbs bzw. an die gesetzlichen Be-
Stimmungen halten.
Dem dritten (impliziten) Tatbesfandselement des
widerrechtlichen Verhaltens nach der General-
klausel gemöss Art. 2 UWG kommt im Konsu-
mentenwettbewerbsrecht besondere Bedeutung
zu. Dabei stehen vor allem jene gesetzlichen
Bestimmungen im Vordergrund, welche zum
Schütze der privaten Abnehmer bzw. Konsu-
menten erlassen wurden.

IL Wirkung der Genera/k/ause/ in
Art. 2 UWG im Rahmen des Konsu-
mentensc/iufzrec/ifes

1. Tragweite der Anspruchskonkurrenz zwi-
sehenVertrags- und WeHbewerbsrecht

Vorerst ist auf das Verhältnis zwischen Vertrags-
und Wettbewerbsrechl einzugehen und an-
schliessend die Frage zu behandeln, welche
Rechtsfolgen bei jenen Konsumentenverträgen
eintreten, die durch unlauteres Verhalten eines
Anbieters zustande kommen.
Im Vertragsrecht besteht im Falle einer Verlet-
zung wichtiger sonderprivatrechtlicher28 Nor-
men einzig ein Individuokchutz für den jeweils
klagenden Konsumenten. Durch die wettbe-
werbsrechtlichen Klagen auf Feststellung und
Unterlassung widerrechtlichen Verhaltens wird
dieser Individualschutz entscheidend
verstärkt29, womit zusätzlich ein effizienter ge-

26 In All. 7 wird der Versloss gegen Geselzesbeslimmungen -
soziales Dumoina - und domil widerrechlliches Verhaflen
os unlauter qualifiziert

27 Ebenso; Mario M. Pedrazzini, Zuf Proxisrelevanz der
UWG-Revision für dos Gebiet des Zivilrechls, in: SJZ 77
11981 L S. 125, N. 21

28 Zum Sonderprivatfechl für viele: Barbaia Dauner-Ueb,
Verbraucherschulz durch Ausbildung eines
Sondeiprivofrechls Rir Veibraucher, Tübingen 1983

29 Zu erinnern ist u.a. an entsprechende Urtiilspublikalionen
jemäss Art. 9 Abs. 2 WG; vgl. auch Art.'61 StGB und
BGE 101 IV 348

nereller Schutz der privaten Abnehmer erreicht

wird. Insbesondere aufgrund einer funktionalen
Auslegung des UWG wird dabei im Falle von
Feststellungsldagen im Hinblick auf die überra-
gende Bedeutung eines unverfälschten Wettbe-
werbs als marktwirtschaftliches Ordnungsprin-
zip ein Feststellungsinteresse der klagenden
Konsumenten zu bejahen sein.
Mit Bezug auf Konsumentenverträge, welche
durch unlauteres Verhalten eines Anbieters zu-
Stande gekommen sind, stellt sich die Frage,
welche Rechtsfolge eintritt: Nichtigkeit oder An-.
fechtbarkeit. Unlauteres Verhalten nach UWG
kann als Sondertatbestanct der culpa in contra-
hendo betrachtet werden, mithin als ein Verhal-

ten im vorvertraglichen Bereich. Aus diesem
Grunde fällt die Anwendbarkeit von Art. 20
OR (Nichtigkeit) trotz der Widerrechtlichkeit
des unlauteren Verhaltens nicht in Betracht, da
sich diese Gesetzesnorm auf den Inhalt des'
Konsumentenvertrages bezieht, nicht jedoch
auf dessen Zustandekommen.30 Die Rechtsfol-
ge für durch unlauteres Verhalten zustande ge-
kommene Konsumentenverträge besteht dem-
entsprechend in einer Anfechtungsklage sui ge-
neris, die zudem nicht an die Fristen von Art.
21 oder Art. 31 OR gebunden, sondern.unver-
jährbar ist.31

2. Wetibewerbsrechtlich relevante Konsu-
menfenschufznomen verschiedener Wirf-
scfiafelberei'c/ie

2. l Pmduktion und Hände/
Es können hier lediglich kurze Hinweise ge-
macht werden. Unlauter.ist das systematische
Missachten vor allem bundesrechtlicher Sicher-
heitsbestimmungen bei der Herstellung und
beim Vertrieb bestimmter Produkte, bspw. durch
Verletzung des BG vom 21. März 1969 über
den Verkehr mit Giften, des BG vom 9. Juni
1977 über das Messwesen oder des BG vom
19. März 1976 über die Sicherheit von techni-
sehen Einrichtungen und Geräten und des BG
vom 8. Dezember 1905 betreffend den Verkehr
mit Lebensmitteln und Gebrauchsgegenstän-
den. Es versteht sich von selbst, dass Anbieter,
die sich von der oftmals aufwendigen Einhal-

tung solcher zugunsten der Konsumenten wir-
kenden Schutzbestimmungen entbinden, einer-

30 Vgl. lucos David, Iteformauswhkungen des neuen UWG
aus der Sicht der Praxi5, in: Baudenbacher, Das UWG auf
neuer Gmndlage, Bern 1989, S. 107

31 Vgl. Peler Gauch, Die Veiwendung 'missbräuchlicher
Geschäftsbedingungen" - Unlauterer Wellbewerb nach
All. 8'des revidierlen UWG, in: Bourechl 1987, S. 58,
N. 79

seits einen nicht unerheblichen Wettbewerbs-

vorteil gegenüber korrekten Anbietern verschaf-
fen und anderseits gleichzeitg die vitalen Inter-
essen der Konsumenten gefährden können.
Wettbewerbsrechtliche Feststellungs- und Unter-
lassungsklagen im Sinne von Art. 2 UWG sind
in solchen Fällen neben dem öffentlichrechtli-
chen Sanktionssystem nicht bloss möglich, son-
dem zur Erhaltung eines unverfälschten Wettbe-
werbs *im Interesse aller Beteiligten» (Art. 1
UWG) geboten.

2.2. Finanzierung

2.2.1. Abzahhngsrecht
Ein besonders wettbewerbsrechtliches Problem
stellt die systematische Verletzung des Äbzah-

lungsvertragsrechts gemäss Art. 226a bis Art.
226m OR dar. Die schweizerische Gericht-
sproxis hält in unzähligen Einzelfällen die Nich-
tigkeit von Abzahlungsverträgen.bzw. deren
Umgehungsformen fest.32 Da die entsprechen-
den Konsumentenverlräge durch die Anbieter
naturgemäss gewerbsmässig33 und in der Re-
gel unter Verwendung von AGB angeboten
werden, ist systematisches widerrechtliches Ver-
halten bzw. unlauteres Verhalten im Sinne von
Art. 2 UWG gegeben. Verstösse gegen das
Abzahlungsvertragsrecht können somit nicht
bloss im konkreten Einzelfoll geltend gemacht
werden, vielmehr ist ein genereller Schutz der
Konsumenten-durch Feststellungs- und insbeson-
dere Unterlassungsklagen nach Art. 2 UWG
neben dem vertragsrechtlichen Sanktionensy-
stem nicht nur möglich, sondern zur Erhaltung
eines unverfälschten Wettbewerbs im Interesse
aller Beteiligten geboten. Im Konsumenten-
schutzverfahren können solche UWG-Konsu-
mentenklagen ohne Prozessfisiko widerktage-
weise vor allem in jenen Verfahren erhoben
werden, in welchen ein Anbieter eine Leistungs-
klage aufgrund eines (nichtigen) Konsumenten-
Vertrages anhängig gemacht hat.34
Im übrigen kann auch nicht angenommen wer-
den, doss sämtliche Anbieter von Konsumenten-
Verträgen die erforderlichen Gesetzesbestim-
mungen des Abzahlungsvertragsrechts nicht an-
wenden, womit in wettbewerbsrechtlicher Hin-
sieht nicht mehr von Wettbewerbsverzerrungen
ausgegangen werden könnte. Abgesehen von
einer solchen im Sinne von Art. 1 UWG un-

32 Vgl. für viele: Handelsgericht St. Gallen; Enlscheideyom
26.11.1986 und 12.4. T988, in: SMI 1989, S. 125 (f.;
Einzelrichler in Zivilsachen des Bezirksgerichles Zürich,
Enlscheid vom 25.4.1989, in: plädoyei 4/1989,
S. 65^56 ' ' . •

33 Vgl. vorne N. 15
34 Zum Prozessrechl nachfolgend; insb. N. 72-75
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zulässigen Einengung des neuen Lauterkeits-
rechts, ist auch im Wettbewerbsrecht aus
rechtsstaatlichen Gründen die normative Kraft
des Faktischen zu verneinen und vom wirt-
schoftsverfassungsrechtlichen Institut des mögli-
chen Wettbewerbs auszugehen.35

2.2.2. UWG-Sondefiatbesiände [M. 3 lit.
fc-m UWGj
Aus systematischen Gründen sind im Rahmen
eines Exkurses die Sondertatbestände von Art.
3 lit. k-m UWG zu nennen.
Art. 3 lit. k UWG begründet in folgerichtiger
Ergänzung des Abzahlungsvertragsrechts die
Pflicht der Anbieter, bei öffentlichen Auskündi-
gungen über einen Abzahlungskauf insbeson-
dere klare Angaben über den Bar-oder den
Gesamtkaufpreis zu machen oder den Teilzah-
lungszuschlog in Franken und Jahresprozenten
genau zu beziffern. Diese vorvertraglichen
Pflichten der Anbieter sollen eine mangelfreie
Willensbildung der Konsumenten vor Abschluss
des Konsumentenvertrages sicher stellen.
Die Normen in Art. 3 lit. 1-m UWG betreffen
(auch) den Konsumkreditvertrag; nach dem
Scheitern des eidg. Konsumkreditgesetzes
1986 stellte sich in der Folge die Frage nach
der Einordnung dieser Bestimmungen. Eine im
Ständerat eingereichte Initiative beantragte de-
ren Streichung36; zudem wurde die Auffassung
vertreten, die beiden Bestimmungen seien zufol-
ge Wegfalis des Konsumkreditgesetzes nich-
tig37. Dieser Auffassung kann indessen nicht
gefolgt werden, andernfalls die porlamentari-
sehe Initiative nicht notwendig gewesen wäre;
in der Zwischenzeit wurde die genannte Initiati-
ve abgelehnt, womit an der Geltung der (auch)
den Konsumkredilvertrag betreffenden Bestim-
mungen in Art. 3 lit. 1-m UWG nicht mehr zu
zweifeln ist. Die beiden Normen statuieren
eine Informationspflicht der Anbieter von Kon-
sumkrediten in der vorvertraglichen Phase und
sollen die freie Willensbildung der Konsumen-
ten garantieren.38 Ihre Verletzung ist unlauter
und widerrechtlich.

34 Zum Prozessrecht nachfolgend; insb. N. 72-75
35 Es handelt sich zudem um einen analooen Tatbestand wie

beim Veihällnis zwischen KG und UWG; vgl, vorne nach
N. 14

36 Vgl. Inihalive Schönenberger vom 17 Juni 1987; A. Bull SR
1987,S.558

37 Hans Giger, Nichlige Schulznormen un UWG in:
NZZ 20.6.1989 =1n(oimations-Bullelin desVerbandes
Schweizerischer Kredilbanken und finanzierungsinsWe
1989, Nr. 3, S. 9.12

38 ZulreKend Hans Giger, Die Konsumkreditgeselzgebung an
einer Wegscheide, in: NZZ 13., 14.4.19£

2.3. Dienstleis^ngen
2,3. l Dienstkistungen im alSgemeinen
Konsumentenschutzrechtlich begründete Schutz-
normen auf dem Gebiet der Dienstleistungen
finden sich vor allem in den kantonolen und
bundesrechtlichen Bewilligungsvorschriften. Sol-
ehe Normen bezwecken einen effizienten indi-
rekten Schutz der Konsumenten vor solchen An-

bietern von Dienstleistungen, welche zufolge
fehlender Ausbildung oder Verhuuenswürdigkeit
eine korrekte Ausführung der ihnen übertra-

genen Verrichtungen niA zu garantieren ver-
mögen. Zu denken ist insbesondere an die Be-

willigungsvoraussetzungen für die Ausübung
der Tätigkeit der Arzte, Anwälte oder Geschäfe-
agenlen und Vermittler. Hier können sich allen-
folls UWGKonsumentenklogen nach Art. 2
UWG dann erübrigen, wenn öffentlichrechtli-
ehe Aukichtsbehörden im Verwaltungsverfahren
bei Verstoss gegen Bewilligungsvorschriften und
weiterer Schutznormen von Amtes wegen ein-

greifen. Ist dies jedoch nicht der Fall, sind die
Konsumenten im Gegensatz zum Kartellrecht39
nicht auf die Verwaltung angewiesen, sondern
können gestützt auf das Privatrecht im UWG-
Konsumentenschutzverfahren die Widerrecht-
lichkeit des Verhaltens eines Anbieters als un-
lauter feststellen lassen und auf Unterlassung

klagen.

2.3.2. UWG-Soncferfoffaestand in
M. 3 hl. c UWG
Eine weitere Konkretisierung der Generalklau-
sei von Art. 2 UWG ist in diesem systemati-
sehen Zusammenhang bereits hier zu erwäh-
nen. Noch Art. 3 lit. c UWG handeln Anbieter

im Sinne der vorstehenden allgemeinen Aus-
führungen insbesondere dann unlauter, wenn
sie unzutreffende Titel oder Berufsbezeichnun-
gen verwenden, die geeignet sind, den An-
schein besonderer Auszeichnungen oder Fähig-
keiten zu erwecken. Ein Interesse an Unterlas-
sungsklagen bspw. bei Verwendung eines <ge-
kauften» oder falschen «Dr.h.c.» oder
«Ing.HTL»40 haben nicht nur die sich konkurren-
zierenden Anbieter, sondern in weit höherem
Masse die privaten Abnehmer bzw. Konsumen-
ten, besteht doch bei ihnen im Hinblick auf ei-
nen allfälligen Schaden eine unmittelbare Ge-
fährdung, bei den konkurrenzierenden Anbie-
lern jedoch nur eine mittelbare41 .

39 Vgl. vorne N. 19
40 Vgl. Obergerichl Zürich, II. ZK, 8.4.1988, in: SMI 1989,

S" 129
4l Umsolzeinbusse in unbeslimmler Höhe durch Teilnahme

eines unlauteren Anbieters am Wellbewerb bzw. /vtorkt

2.3.3. Soziales Dumping nach Art. 7 UWG
Schliesslich ist in diesem Zusammenhang eine

weitere Konkretisierung der Generalklausel von
Art. 2 UWG zu behandeln: Das soziale Dum-

ping. Konsumentenschutzrechtlich relevant sind
insbesondere «Arbeitsbedingungen..., die
durch Rechtssatz oder Vertrag auch dem Mitbe-
Werber auferlegt oder berufs- oder ortsüblich

sind» (Art. 7 UWG), welche insbesondere den
Schutz und die Sicherheit der privaten Abneh-
mer bzw. Konsumenten von Dienstleistungen,

die der Anbieter durch seine Arbeitnehmer aus-
führen lässt, bezwecken.42 Entscheidend sind
hier vor allem Normen, welche die Qualität
der verrichteten Dienstleistungen sicher stellen
oder Vorschriften gegen die Beeinträchtigung
der körperlichen Integrität der Arbeitnehmer
wie Ubermüdung und dergleichen. Welche vi-
talen Interessen der Konsumenten berührt sind,
falls bspw. die Ruhezeiten der Carchauffeure
von Reiseunternehmen im Rahmen von Reisever-

anstdltungsverträgen nicht eingeholten werden,
braucht nicht besonders betont zu werden.

3. Kapitel: Konsument und
unlauteres Anbieterverhalten
im besonderen

l. Mangelhafte Vorstellungen des
Konsumenten durch unlauteres
Anbieterverhalten

?. Täuschung hinsichtlich verfragl'icher
Leisfungsgegenstände

1.1 anzutreffende und iirefühende Angaben
nach M. 3 lit. b UWG
Das Konsumentenvertrags- und -wettbewerbs-

recht ergänzen sich. Es wurde bereits darauf
hingewiesen, dass dos UWG in diesem Zu-
sammenhang als Konkretisierung bestimmter
normativer Anforderungen an den Anbieter im
vorvertraglichen Bereich und damit vor Ab-
schluss des Konsumentenvertrages betrachtet
werden kann. Die nachstehenden Ausführun-
gen folgen daher im wesentlichen der Systema-
tik entsprechend den Elementen der Willens-
erklärung des Konsumenten beim Vertragsab-
schluss: unlauteres Anbielerverhalten kann sich
auf die Vorstellungen des Konsumenten bezie-
hen oder seine Willensbildung beeinflussen.

42 Ebenso: tucas David Refoimauswirkungen des neuen
UWG aus der Sicht der Praxis, in: Bauäenbacher,
Das UWG auf neuer Giundlage, Bern 1989, S. 106
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Beides kann zu einer Beeinträchtigung der Bil-
düng eines mangelfreien Geschähswillens des
Konsumenten führen.43
Nach Art. 3 lit. b UWG sind unrichtige oder ir-
reführende Angaben über Waren, Werke oder
Leistungen unlauter. Die Anwendbarkeit dieser
Norm bezieht sich auf das weite Feld mögli-
eher Täuschungen des Konsumenten. Einige ak-
tuelle Beispiele sollen den Tatbestand illustrie-
ren: Unlauter ist bspw. der Etikettenschwindel
beim Handel mit Agrarprodukten wie Freiland-
eiern oder anderer tierortgerechter und umwelt-
verträglicher Londwirtschafserzeugnissen. Sol-
ehe Produktionsweisen sind zwar für die Konsu-
menten in gesundheitlicher Hinsicht vorteilhaf-
ter, für die Produzenten und Anbieter jedoch
wesentlich kostenintensiver. Der Etikettenschwin-
del betreibende Anbieter schädigt den Markt
daher in zweifacher Weise; den korrekten Mit-

bewerbet mittelbar durch Umsatzeinbussen, die
Konsumenten unmittelbar durch das Angebot
mindewertiger Produkte (aus Tieffabriken) zum
Preis höherwertiger Produkte. Als weiteres Bei-
spiel sind verfälschte Bestsellerlisten im Buch-
handel zu nennen oder der Verkauf von ge-
fälschten Markenartikeln.44

12. Vemechslungsgefahr nach
M. 3 bt. d UWG ~
Auch die Herbeiführung einer Verwechslungs-
gefahr hinsichtlich Waren, Werken und Leistun-
gen kann.konsumentenschutzrechtliche Rele-
vanz erlangen, insbesondere dann, wenn Qua-

litäts-, aber auch Quantitätsunterschiede bei

verwechselbaren Vertragsgegenstönden eine
Rolle spielen. Kriterium für das Vorliegen einer
Verwechslungsgefahr sind die «durchschnittli-
chen, vernünftig und korrekt denkenden Konsu-
menfen».45

l'

2. Täusc/iung hinsichtlich von Preisangebo-
ten

2.1. anzutreffender Preisvergleich nach M. 3
fi7. e UWG
Im Hinblick auf Art. 3 lit. e UWG ist vorerst
darauf hinzuweisen, dass der korrekte Preisver-

43 Der historische Zusammenhang zwischen OR und UWG ist
heule noch im aufgehobenen Art 48 ORersichltich.

44 Der kumulaliven Anwendung der UW&Konsumenlenklage
mit der markenrechtllchen KonsumentenUqge betreffend
Maiken und Heikunftsbezeichnungen nach Art. 27 Zilf. 1
und Ziff. 2 lil. b des MSchG |SR 232.11 ) kann hier nicht
weiter nachgegangen werden.

45 Vgl. dazu den zum Morkenrecht ergangenen Entscheid des
Zürcher Handelsgerichls vom 25.1.1979, in: SJZ 76
11980), Nr. 6, S~ 60

gleich im Interesse der Konsumenten liegt, da
er als Beitrag zur Marktlronsparenz die Konsu-
menteninformation fördert; Art. 3 lit. e UWG
schreibt daher lediglich die bisherige Praxis
des Bundesgerichts zur Zulässigkeit des Preis-
Vergleichs fest.46 Unlauter beim unzutreffenden
Preisvergleich ist vor allem die Tatsache, dass
entsprechende Angaben eines Anbieters von
den Konsumenten kaum oder nur mit grossem
Aufwand überprüfbar sind, die Nachfrage fehl-
geleitet und der Wettbewerb dadurch ver-
fälscht wird.

2.2. Vetlelzung der Prei'sbei;ann(qabepflichf
Der Vollständigkeit halber ist zudem auf die Art.
16-20 UWG sowie auf die Preisbekanntgabe-
Verordnung (PBV) hinzuweisen, welche die An-
bieter zur Preisbebnntgabe an die Konsumen-
ten verpflichten. Es handelt sich diesbezüglich
um verwaltungsrechtliche Bestimmungen.

IL Mange/hafre Willensbildung
des Konsumenten durch un/auferes
Anbieterverhalfen

J. Mangelhahe Willensbildung durch Täu-
sc/iung

l L Täuschung durch Zugaben nach Art. 3
li7. g UWG
Unlauter nach Art. 3 lit. g UWG ist die Täu-

schung der Konsumenten durch Zugaben dann,
wenn dadurch der tatsächliche Wert des Ange-
bots nicht mehr erkennbar wird. Nach dem
Wortlaut des Gesetzes («Angebot») Fällt die
Werbung mit Zugaben nicht darunter,47
Das Zugabewesen wird insbesondere dann un-
lauter, wenn der Konsument die Preise für das
Hauptangebot nicht mehr ermitteln und damit
keinen Preisvergleich mehr anstellen kann.48
Gewisse Anbieter verwenden im Bereich des
Zugobewesens vor allem in der Direktwerbung
ausgeklügelte Marketing-Slrategien, die nicht
zuletzt aufgrund psychologischer Erkenntnisse
und eingehender Analysen von Ergebnissen
der Marktforschung entwickelt werden. Das Zu-

46 Cari Baudenbacher, Schwerpunkte, S. 20
47 Diese kann aber kariellrechtlich von Bedeutung werden -

und auch die langfrisligen Konsumenleninleressen
veilelzen -. wenn ein Anbieter mit <Gralis>-Zuaaben in
erheblichem Umfang die Konkurrenz vom Mär
verdrängen will.

48 Vgl. Walter R. Schluep, OieWeibung im revidieilen
tautefkeilsrecht, in: Baudenbacher, Das UWG auf neuer
Grundlage, Bern 1989, S. 91

gabewesen muss daher m.E. auch unter dem
Gesichtswinkel der Generalklausel nach Art. 2
UWG qualifiziert werden; insbesondere ist im
konkreten Einzelfall zu prüfen, ob (auch) ein
Verstoss gegen Treu und Glauben gegeben ist.

12. leisfungsversc/i/eierung nach
M.3lil.iUWG
Mit Art. 3 lit. i UWG wird ein ähnlicher Tatbe-
stand wie der verstehende geregelt. Auch bei
der Leistungsverschleierung soll verhindert wer-
den, dass die korrekte Willensbildung des Kon-
sumenten mit Bezug auf den verträglichen lei-
shmgsgegenstand beeinträchtigt wird. Insbe-
sondere bei sog. Mogelpackungen wird der
Konsument über den tatsächlichen Wert der Lei-
slung getauscht.49 Mit Bezug auf die «Mogel-
packungen» ist überdies auf Art. 10 der Dekla-
rationsverordnung50 zu verweisen, welcher

strengere Anforderungen stellt als das UWG
und als lex specialis dem UWG vorgeht. Auch
wenn es sich diesbezüglich um eine wirtschafts-
verwaltungsrechtliche Norm handelt, ist ein Ver-
stoss dagegen unter dem Gesichtswinkel der
Generalklausel nach Art. 2 UWG auch wettbe-
werbsrechtlich relevant.51

2. Mangelhafte WillensWung durch
unlautere W/fensbeeinflussung

2. ?. iockvogel nach Art. 3 lit. f UWG
Der lockvogel-Tatbestand nach Art. 3 lit. f •
UWG ist vor allem strukturpolitisch52 relevant.
Gleichwohl sind in konsumentenschutzrechtli-
eher Hinsicht Fälle für die Anwendbarkeit von
Art. 3 lit. f UWG denkbar; so wäre es bspw.
unlauter, mit Lockvogel-Werbung Konsumenten
zum Gang in die Geschäftsräume des Anbie-

ters und damit zum übrigen Angebot zu verlei-
ten, von der Einstandspreis-Ware jedoch ledig-
lich eine geringe Menge vorrätig zu halten.53
Unlauter wäre auch die täuschende Aufma-

chung eines Artikels im gewöhnlichen Angebot
des Anbieters als Lockvogel, was einen vorzei-.
(igen - oder überhaupt einen - Kaufentschluss
auf Seiten des Konsumenten begründen würde.

49 Vfll. Wallei R. Schluep, a.a.O; S. 89
50 Sß 941.281
51 Vgl.vorslehend N. 27
52 Walter R. Schluep, Die Weibung im revidierten

lauleikeilsrecht, q.aO. S. 83-85; Stichwoite sind dos sog.
lädelislerben: Vgl. dozii den Musterprozess vor dem
Zürcher Hancfelsgericht i.S. Veledesca. Denner, in:
NZZ 15.5.1981 ;sowie BGE 107 U 277 vor der Revision
desUWG

53 Es liegl hier zugleich ein Verstoss gegen Art. 3 lil. b UWG
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2.2. Aggressive Verkaufsmethoden nach M.
3 hl. h'ÖWG
Art. 3 lit. h UWG normiert die nach bisheri-
gern Lauterkeitsrecht enfwickelten Tatbestände
des psychologischen Kauf2wangs54 und stellt
in konsumentenschutzrechtlicher Hinsicht eine

der zentralen Normen dar. Dies mag einer der
Gründe dafür sein, dass seit der kurzen Zeit
nach Inkrafttreten des revidierten UWG 1988
sich bereits zwei parlamentarische Vorstösse
mit diesem Tatbestand befasst haben; der eine
zielte auf eine weiter gehende bzw. konkreti-
sierende Gesetzgebung55, der andere auf die
Abschaffung dieser Norm im Gefolge der Ein-
führung des Widerrufsrechts des Konsumenten
im revidierten Obligationenrecht56.
Die besonders aggressiven Verkaufsmetho-
den57 betreffen nach den Materialien nicht die
Werbung, sondern Tatbestände des Direktkon-
takts zwischen Anbieter und Konsument vor Ab-
schluss eines Konsumentenvertrages. Damit fällt
jedoch die Direktwerbung, d.h. jene Werbung,
welche sich an den Konsumenten persönlich
richtet, unter den Tatbestand von Art. 3 lit. h
UWG. tm Versandhandel sind daher bspw.
sog. Sweepstakes (Werbegewinnspiele mit Vor-
abverlosuno), welche den Adressaten unter
dem Gesichtspunkt des psychologischen Kauf-
zwangs beeinflussen, unlauter.58 Der Konsu-

ment kann ober auch auf Werbefahrten in
Situationen hinein gebracht werden, die an-
schliessend einen Zwang zum Vertrogsab-
schluss begründen. Zu denken ist des weitem
an Formen pseudoärztlicher Therapien wie
«geistige Fernbehandlungen» vor allem dann,
wenn für den Fall einer Unterbrechung oder Be-
endigung der Behandlung ernsthafte Nachteile
wie bspw. der «Untergang der Persönlichkeit»

des Konsumenten angedroht werden.

54 Vgl. insb. Carl Baudenbacher Suggeslivwerbung und
lauteikeilsrecht, Zürich 1978, S. fTl

5-5 Motion Rene lon.qet vom 26.9.1989; Annahme als Poslulal
56 Vorsloss Carlo SAmid vom Z Juni 1990/SR; entgegen der

Auffassung, welche diesem Vorstoss zugrunde liegt, ist
fesfeuhallen. dass 5ich der Tatbestand in Art. 3 lil. h UWG
mit dem Widenufsfecht des Konsumenten nach dem
künftiaen OR nicht deckt. MitArt. 3 lil. h UWG werden
nicht Lloss Tatbeslände sog. Uberrumpelung wie
Hausliirgeschäfte, vielmehr eine Reihe weiterer
psychologischer Zwangssilualjonen die sich in
wetlbewerbsrechtlicher Hinsicht dysfunklional auswirken,
erfassl. Zudem würde mit der Streichung der den
Beliugstatbesland nach Art. 148 StGB ergänzende
slraffechlliche Schulz der Konsumenten im Sinne von Afl.
23 UWG entfallen.

57 Vgl. dazu auch: Carl Baudenbacher, Schwerpunkte,
a'a.O. S. 25-26; Walter R. Schluep, Die Weibung im
revidierten UWG, a.a.O. S. 85-88

58 Ebenso [seit 1990] die Schweizerische Kommission für die
loulerkeil in der Werbung

Unter dem Gesichtspunkt der besonders ag-
gressiv'en Verkaufsmethoden im Sinne von Art.
3 lit. h UWG ist zudem jene Direktwerbung
einzuordnen, welche mittels Datenbanken bis
ins einzelne gehende Persönlichkeitsprofile der
Konsumenten erstellt und den privaten Abneh-
mer bzw. Konsumenten dem Anbieter hinsicht-
lich persönlichkeitsadäquater Argumentationen
förmlich ausliefert.59 Dieser Sachverhalt kann
zudem auch nach Art. 2 UWG gewürdigt wer-
.den.60

111. AGB-Problematik
("m UWG-Konsumentenschufzrecht

Die AGB-Problematik im Vertrags- und Wettbe-

werbsrecht erweist sich als überaus vielschich-
tig61, weshalb im vorliegenden Zusammenhang
nur kurze Hinweise möglich sind. Lauterkefc-
rechtlich sind mit Bezug auf AGB zwei Grund-
tatbestände denkbar: Einerseits AGB oder For-

mularverträge, welche nichtige Bestimmungen
enthalten und im Falle des Abschlusses eines

Konsumentenvertrages zu dessen Ungültigkeit
führen und anderseits AGB, welche erheblich
vom dispositiven Vertragsrechf abweichen. Der
erste Tatbestand führt zur Anwendbarkeit von
Art. 2 UWG, der zweite zu Art. 8 UWG.
Aufgrund der betriebswirtschaftlichen Funktion
der AGB62 ergibt sich deren' gewerbsmässige
Verwendung insbesondere im Hinblick auf den
Abschluss von Konsumenfenverträgen, womit
bei deren Verstoss gegen zwingende Konsu-
mentenschutzbestimmungen auf selten des An-
bielers systematisches, widerrechtliches Verhal-
ten vorliegt, das im Sinne der Generalklausel
von Art. 2 UWG als unlauter zu qualifizieren
ist.63 Unlauter ist dieses Verhalten sodann zu-

sätzlich wegen des Verstosses gegen Treu und
Glauben im Sinne von Art. 2 UWG, da der
Anbieter und Verwender nichtiger AGB in der

59 Vgl, Willi Zohnd Grenzen der Weibung-Aufdem Weg
zum «aläsemden Konsumenten'?, in: NZZ 28.3.1990

60 Vg. den bereits zit. Enlscheid in N. 24
61 Vgl. bspw. vorne vor N. 18; Problemalik von Konditionen

kartellenmillelsAGB
62 Vgl. Alexandei Brunner, AGB im IPR, Grüsch 1985, S, 16,

I'. 68
63 Vorne N. 26-35
64 Vgl F. Dessemonlel/K Spoendlin/P.-R. Gillieron/C. Bau-

denbocher/G. Herh'g/f. Vischer, Was soll noch Art. 8
UWG?, in: SAG/heule SZW 5911987), S. 109.117; Kail
H. Neumäyer, Zu Art. 8 des neuen UWG - Eine rechlsver
jleichendeAnafyse, in: Festschrift Max Keller, Zürich 1989,
i 727-741; PeleiGauch, Die Veiwendung 'missbröuchli-

eher Geschäflsbedingungen« - Unlauterer Wetlbeweib
nach Art. 8 des revicTierten UWG, in: Baurechl 1987,
S.5)i'>0|1989],S.351.401;RoZSR

Regel davon ausgehen wird, der Konsument
werde die fehlerhaften Vertragsbedingungen
nicht erkennen und damit den Schutz vor allem
sonderprivotrechtlicher Normen nicht beanspru-
chen.

Demgegenüber ist die Anwendbarkeit und
Tragweite von Art. 8 UWG äusserst umstrit-
ten.64 Dabei wird insbesondere das vom Parla-
ment im Gegensatz zur Botschaft des Bundes-
rates-zusätzlich eingeführte Kriterium des Täu-
schungserfordernisses beanstandet und festge-
stellt, Art. 8 UWG gehe nicht über die vom
Bundesgericht bereits anerkannte Unklarheifen-
und Ungewöhntichkeitsregelung hinaus.
Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass bei
der Auslegung der unter Verwendung von AGB

abgeschlossenen Konsumentenverträge das
konsumentenschutzrechtiiche Ungleichgewichts-
prinzip zu beachten ist.65

2. Teil: UWG-Konsumen-
ten$chutzverfahren

1. Kapitel: Bundesrechtliche
Grundlagen

Art. 31 se^es Abs. 3 BV lautet wie folgt: «Die
Kantone seft^n für Streitigkeiten aus Verträgen
zwischen Let^jverbrauchem und Anbietern bis
zu einem vom\3undesrat zu bestimmenden
Streitwert ein S\hlichtungsverfahren oder ein
einfaches und reiches Prozessverfahren vor.»
Dieser Text wurde\n Art. 13 UWG fast wörtlich
übernommen; er la\tet wie folgt: «Die Kantone
sehen für Streitigkeiten wegen unlauteren Wett-
bewerbs bis zu einei^ vom Bundesrat zu be-
stimmenden Streitwerf^in Schlichtungsverfahren
oder ein einfaches und\asches Prozessverfah-
ren vor. Dieses Verfahren\'st auch auf Sfreitig-
keiten ohne Streitwert an^pndbar.»
Damit ist den Kantonen ein\grosser Spielraum
gegeben. Was die Möglichkeit der Einrichtung
von Schlichtungsstellen betriff\ sind bis heute
keine kantonalen Regelungen gekannt gewor-
den, mit Ausnahme der verbreiteten Institution
der Friedensrichter, welche bereit nach bisheri-

gern Recht eine wichtige SchlichhJtjgsfunktion
ausüben. Aufgrund der ratio legis ergibt sich im
übrigen, dass solche Schlichtungsste^en wirt-
schaftspolitisch neutral oder dann par\älisch

65 Vgl. vorne Nr. 2; es handelt sich um ein heuristisches Prin-
zip zur Emitt ung von voiverlraglichen Nebenpffichlen,
insb. im Hinblick auf den Infoimahonsstond des fonsumenten.
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mit Vertretern der Anbieter und Konsumenten zu
besetzen wären. Im Vordergrund der kantona-
len Gesetzgebung steht indessen zweifellos
das sogenannte einfache und rasche Prozess-
verfahren.66 Hier sind nach Bundesrecht viele .
Möglichkeiten denkbar: das summarische Ver-
fahren des Rechtsöffnungsrichters o^ef auch
das beschleunigte Verfahren.
Der Zürcher Gesetzgeber hat 1986/1S(87 ein
besonderes Verfahren für Konsumentenst\itig-
keiten eingeführt, das nachfolgend näher
betrachten ist; dieses galt indessen vorerst n?
für das Konsumentenvertragsrecht. Für das Kor
sumentenwettbewerbsrecht erliess der Zürcher
Regierungsrat im Gefolge einer Einzelinitiati-
ve67 am Z März 1990 eine Verordnung68,
welche am 8. Juni 1990 inkraft trat69. Die in
Ausführung des Bundesrechls erlassene

Regelung des Konsumentenschutzverfahrens im
Kanton Zürich stützt sich dementsprechend auf
die Prozessrechtsnovelle von 1986/1987, er-
gänzt einstweilen, bis zur (veränderten oder un-
veränderten) Uberführung ins ordentliche Recht,
durch die genannte regierungsrätliche Verord-
nung von 1990. Die diesbezüglichen Prozess-
normen gelten nunmehr sowohl für das Konsu-
mentenvertragsrecht wie für das Konsumenten-
wettbewerbsrecht.

2. Kapitel: Gerichtsverfassungsrecht

1. Grundlagen

L Getrennte ßeurtei'/ung des Kpnsumenten-
Vertrags- und -wettbewerbsrechh

Hinsichtlich der Gestaltung des Gericht^rfas-
sungsrechts sind die Kantone grund^llzlich frei,

66 Zum einfachen und raschen Verfahren insb. Richard Frank,.
Dos einfache und rasche Veifohren und seine Abarten, in:
SJZ 84 (1988), S. 21; Jürgen Bfönnimann, Vetfassungs-
rechfehe Probleme des einfachen und raschen VerlAens,
in ZSR 108 (19891, S. 351-401; Roland Gmiir, Rechls-
schütz aus der Sicht de5 Konsumenten, in: ZSR 1071 1988),
S. 441-462

67 Vgl. Bericht und Antrag des RR an den KR zur •
Einzelinitialive Alexander Bmnner betreffend Änderung des
GVG und der ZPOvom 7. März 1990, in: Zürcher
AmtsblaN 1990, S. 753-764

68 Vgl. Zürcher Gesetze, Bd. 51, S. 74-76
69 Da diese Verofdnung neben den konsumentenschutzrechlli-

chen auch arbeite- und mietrechlliche Verfahrensnormen
enlhiell, die auf zweifelhafter gesetzlicher Grundlage
standen erfolgte nach einer entsprechenden
staalsrechtlichen Beschwerde die Änderung der
arbeils- und mietrechtlichen Bestimmungen mil Verordnunc
des RR vom 11. Juli 1990; Zürcher Amblilolt 1990, S. 1324.
Nach Klänjng dieser Rechlsfrage konnte am 30. August
1990 auch die Einzelinilialive Betreffend das
Konsumenlenschuteverfahren zurückgezogen werden.

allerdings mit den vorgenannten Einschränkun-
gen der wirtschaftspolitischen Neutralität oder
paritätischen Besetzung des Spruchkörpers. So
wäre es durchaus denkbar, für die Beurteilung

des Konsumentenvertragsrechts einerseits und
des Konsumentenwettbewerbsrechts anderseits
zwei verschiedene Instanzen vorzusehen. Es
fragt sich nur, ob dies sinnvoll wäre. - Diese
Frage ist zu verneinen, da mit zwei verschiede-
nen Instanzen eine einheitliche Rechtsprechung

in Konsumentenstreitigkeiten kaum zu erreichen
sein wird.

2, Einheitliche ßeurfei'/un.g des Konsumenfen-
Vertrags- und -welibewerbsrechts

^us den genannten Gründen hat der Bundesrat
d^o Kantonen daher bereits in seiner Bot-
schaff0 zum neuen UWG empfohlen, das
neue Konsumentenschutzverfahren im Wettbe-
werbsreNjt nach Art. 13 UWG den gleichen
Regeln zu^terstellen wie jenes im Konsumj
tenvertragsr^ht nach Art. 31 sexies Abs/? BV.
Nach Zürcher^echt beurteilt dies dei/fmzel-
richter in Zivil- un)s[Strafsachen. Dj^e Lösung
erscheint auch für SQS Konsumplltenwettbe-
werbsrecht als angei^ssejyüa der Einzelrich-
ter als Strafrichter häufi^traftatbestände i.S.v.
Art. 23 i.V.m. Art. 3^AM/G zu beurteilen hat.
Die objektiven Tgti'Sestände\nd im Zivil- und
Strafrecht ideottsch. Die Kombetenz des Einzel-
richters im^frafrecht geht dami\/eit über jene
Tatbest^frcle des UWG hinaus, v^lche das
Koofiljmentenwettbewerbsrecht betrMfen und er-

fecken sich insbesondere auch auf R^ndels-
rechtliche Sachverhalte.
Nach geltendem Zürcher Prozessrecht ist ^r
Einzelrichter im ordentlichen Verfahren demc
sprechend gemäss 21 GVG für die Beurtei-
lung sowohl des Konsumentenvertragsrechts als
auch des Konsumentenwettbewerbsrechts zu-

ständig, bei Houptklagen - nicht jedoch bei
Widerklagen - allerdings nur dann, wenn nicht
eine Streitigkeit vorliegt, die nach der Natur
der Sache nicht geschätzt werden kann (Tatbe-
stand von Art. 13, letzter Satz, UWG). Für sol-
ehe Hauptklagen is( das Bezirksgericht gemäss
31 GVG (Gesetz) in Verbindung mit-119 Ziff. 3
ZPO (Verordnung 1990) zuständig; darunter
fallen sowohl UWG-Konsumentenklagen als
auch handelsrechtliche71 Wettbewerbsklagen.

70 BBI, 1983, S. 1009 ff.; insb. S. 1054
71 Da das Wetlbeweibsfechl zum Wirtschaflsrechl gehöd

(vorne N. 11, sind nur entweder konsumentenschülzrechlli-
ehe oder hondelsrechlliche Wetlbewerbsklagen denkbar;
lerlium non dalur. Ffaglich isl, ob das Handelsgericht (ur
letztere Klagen zusländig isl, kennt es doch kein einfaches
und rasches Verfahren nach Art. 13 UWG.

Der Einzelrichter im ordentlichen Verfahren
bleibt indessen72 gleichwohl für UWG-Konsu-
mentenklagen ohne beslimmbaren Streitwert zu-
ständig, wenn eine solche Klage im Rahmen
eines bereits hängigen Konsumentenschutzver-
fahrens in der Form einer Widerklage erhoben

wird. Diese Zuständigkeit des Einzelrichters ist
bundesrechtlieh vorgegeben73 und im Zürcher

Prozessrecht folgerichtig in 19 Abs. 3 (vormals
Gesetz; heule Verordnung 1990) vollzogen
worden.

UWGKonsumentenklpgen ohne bestimmbaren
Streitwert werden^ddem eher als Widerklagen
denn als Haugiktagen anzutreffen sein, ist es
doch für do^onsumenten einfacher und ohne

Kostenrj^fo, gegen die Klage des Anbieters
aus^ffiem Konsumentenvertrag die Widerkla-

<auf Feststellung zu erheben, der Vertrag sei •
durch unlauteres Verhalten des Anbieters zu-
stände gekommen.74 Die bisher geltende kan-
tonale Zuständigkeitsordnung nach 21 und 31
GVG wurde daher im Bereich des Konsumen-
tenschutzverfahrens durch das Bundesrecht oh-
nehin durchbrachen.75 Die neue Regelung des
Zürcher Zivilprozessrechts (Gesetz und Verord-

nung 1990) begründet indessen eine an sich
begrüssenswerte Erweiterung der Kognition in
Konsumentenstreitigkeiten, durchbricht jedoch
ihrerseits die vom Bundesrecht angestrebte ein-
heitliche Beurteilung des Konsumentenvertrags-
und -wettbewerbsrechts.

II. Streitwert

?, ßesff'mmfcarer Sfrei'fwerf

Das Konsumentenschutzverfahren umfasst nach
der Verordnung des Bundesrates vom 14. De-
zember 1987 und der Zürcher Prozessrechtsno-
velle von 1986,1987 Streitigkeiten bis zu ei-
lern Streitwert von Fr. 8000.-. Bis zu diesem
S^itwert sind neben Klagen aus Konsumenten-
verfügen vor allem UWG-Konsumentenklagen
nach >f\. 9 Abs. 3 UWG (Schadenersatzkla-
gen) und nach Art. 9 Abs. 1 UWG (übrige Lei-
stungsklagen wie Unterlassungsklagen) im Kon-
sumentenschutzverfahren vom Einzelrichter im
ordentlichen Verfahren zu beurteilen. Eine Wi-

72 Wohl enlgegen der gesetzgeberischen Absicht des
Regierungsfäles; ygl.7urcher Amtsblatt 1990, S; 760-762

73 VgT. die enlsprechende Verordnung (Art. l und 2| des
Bundesrales in SR 944.8

74 (Vgl. vorne gnjndsätzlich N. 28-31 sowie im besondern
N: 32-64

75 Diese Tatsache bildele einen der Giiinde für die Konzepli-
on der genannten Einzelinilialive betfeffend eine einheilliche

Beurteilung des Koflsumenlenvertrags- und -weNbewetbsrechls.
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derklage der einen oder anderen Partei verän-
derl dabei wie vorstehend dargelegt nach 19
Abs. 3 ZPO [Fassung Verordnung 1990) die
Zuständigkeit nicht, womit auch der Streitwert
der Widerklage nicht zur Hauptklage zu rech-
nen ist, was sich auch auf die Kosten- und Enf-
schädigungsfolgen auswirkt. Das gilt sowohl für
dos friedensrichterliche Verfahren (Kompetenz-
Streitigkeit) als auch für das Verfahren vor dem
Einzelrichter.

2. Unbesh'mmter 5frei'hverf

Hinsichtlich der UWG-Konsumentenklag\), de-
ren Streitwert nach der Natur der Sache n\ht

geschätzt werden kann (Art. 13, letzter Satz,s
UWG; vgt. 78, 119 Ziff. 3 und 129 Abs. 2'
Ziff. 1 ZPO), ist vorerst auf die Ausführungen
zu den Grundlagen zu verweisen. Gleichwohl
stellt sich auch mit Bezug auf die UWG-Konsu-
mentenklage nach Art. 9 Abs. 1 lit. c UWG
(Fesfstellungklage) die Frage, ob sie ohne wei-
teres unter Art. 13, letzter Satz, UWG subsu-
miert werden kann. So wurde bereits für das
alte UWG von 1943 zutreffend die Auffassung
vertreten, das Wetfbewerbsrecht knüpfe nicht
mehr an das Persönlichkeitsrecht an, sondern
schütze das Inititut des wirtschaftlichen Wettbe-
werbs, weshalb Wettbewerbsklagen aus-
schliesslich als vermögensrechtliche Streitigkei-
ten zu qualifizieren seien.76 Diese Auffassung
gilt für das revidierte UWG von 1986 um so
mehr, als sich bei dessen Erlass die funktionale
Theorie durchgesetzt hat/7 Zudem gehören
UWG-Konsumentenklogen zum vorvertragli-
chen Bereich, weshalb sie als Untertatbestand
der cuipa in contrahendo qualifiziert wurden.78
Allfällige Schwierigkeiten bei der Ermittlung des
Streitwertes in vermögensrechtlichen Verfahren
führen indessen nicht zur Qualifikation als
gebegehren, deren Streitwert nach der Nq^r
der Sache nicht geschätzt werden kann.^
Dementsprechend kann mit guten Grüpden die
Auffassung vertreten werden, dass ^r Einzel-
richter im ordentlichen Verfahren o(fch für
UWG-Konsumentenklagen zust^lfidig ist, wel-
ehe als Hauptklagen die Fes)i(fellung des unlau-
teren Verhaltens eines Anbi^ers bezwecken.
Bei der Festsetzung bzw. der Schätzung des
StreifrA'ertes ist dabei von jenem Wert auszuge-
hen, welcher der Klage aus der Sicht des Klä-

gers zukommt.

76 Vgl. Hauser/Hauser, Komm. zu 32 aGVG, N. 7; Züfich
1978, S. 76 unten mit Hinweis auf BGE 82 II 79

77 Vgl. vorne N. 7
78 Vgl. vor N. 30, N. 38 und N. 43

111. Sachliche Zuständigkeit

). Zusfänd'icjke'tt von Schlichtungssfellen?

Die nach Bundesrecht mögliche Einrichtung von
Schlichtungsstellen als Ersatz oder neben den
Friedensrichtern ist entsprechend den bisherigen
Ausführungen abzulehnen. Im Konsumenten-
schutzrecht als Teil des Wirtschaftsrechts stellen
sich eine Vielzahl komplexer Rechtsfragen, bei
welchen einfache Schlichtungsbehörden häufig
überfordert wären. Eine effiziente Rechtspre-
chung auf diesem Gebiet des Wirtschaftsrechts
und ihre Einordnung ins vorgegebene Rechts-
System wäre damit wohl in Frage gestellt.

2. Zusiandigkeit von Fachgerichien?

\uch die Einrichtung besonderer Fachgei,i6ite
kdas Konsumentenschutzrecht ist abg^ehnen.

So \äre beispielsweise die generell/Zustän-
digkeil^les Zürcher Handelsgericl^für Klagen
aus UWG und damit insbesondere auch für
UWG-Kon^mentenklagen byrfdesrechtswidrig.
Der Spruchkä<per des Han^lsgerichts besteht
aus fünf Mitgli^ern. Dr^üavon und damit die
Mehrheit sind Fa&liirich^r, die vom Kantonsrot
aus dem Kreis der lieblichen Anbieter ein-
zelner Wirtschaft^fra\hen gewählt werden.
Damit wäre dej/Grunds\z der wirtschaftspoliti-
sehen NeutrgWät oder de?S3aritätischen Beset-
zung des ^ruchkörpers mit^rtretern der An-
bieter uo<f Konsumenten krass
Aber^ich die Einrichtung paritä\ch besetzter
Fa^erichte würde Schwierigkeite\bereiten.
F^fchgerichte im Konsumentenschutzr^ht wären

/fm organisatorischen Bereich angesichtS^er
Vielfalt der Wirtschaftsbereiche schwerfäll^er
und würden damit dem Grundsatz der
heit und Raschheit zuwiderlaufen; vor allem
aber liesse sich Aufwand und Ertrag bei kleine-
ren Streitigkeiten ökonomisch nicht mehr recht-
fertigen. Fachgerichte sind daher für das Kon-
sumentenschutzverfahren grundsätzlich abzuleh-

nen.

3. Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte

3. l E'inzekichtei'

Damit bleibt festzuhalten: Gemäss 21 des
durch die Prozessrechtsnovelle 1986/1987 an-
gepassten Zürcher GVG entscheidet der Einzel-
richter als Zivilrichter im ordentlichen Verfahren

79 Zumeist Klagen aus Konsumenlenverträgen; vgl. vorne
N. 15

endgültig Streitigkeiten, deren Streitwert Fr.
300.-, nicht aber Fr. 8000- übersteigt. Damit
ist der Einzelrichter im ordentlichen Verfahren
für die Beurteilung von Konsumentenstreitigls.ei-
ten sachlich zuständig.
Der Einzelrichfer bleibt zudem für Wideridagen
im Konsumentenschutzverfahren79 zuständig
selbst dann, wenn eine UWG-Konsumentenkla-
ge80 widerklageweise erhoben wird, deren
Streitwert nach der Natur der Sache nicht ge-

schätzt werden kann.

r>/l. Bezhksgenchf
is Bezirksgericht ist hingegen (ur UWG-Kon-

sumentenklagen nur dann zuständig, wenn
eine Hauptklage erhoben wird, deren Streit-
wert nach der Natur der Sache nicht geschätzt
werden kann.81

Im Hinblick auf die Verwirklichung der Einfach-
heit und Raschheit des UWG-Konsumenten-
schutzverfahrens bleibt indessen angesichts der
nunmehr (vorläufig) geltenden kantonalen Ver-
fahrensordnung auf die Gefahr hinzuweisen,
welche von den sich abzeichnenden Kompe-
tenzkonflifden zwischen Einzelrichteramt und
Kollegialgericht ausgehen können. Solche un-
fruchtbaren Konflikte sind der Einfachheit für
den Rechtsuchenden und der Raschheit des Ver-
fahrens nicht besonders förderlich.82

3. Kapitel: Zivilprozessrecht

l. Grundlagen

1. Unterschiedliche Verfahrensarten
für das Konsumentenverlrags- und
-wettbewerbsrecht

Wie bei der Frage getrennter Instanzen für dos
Konsumentenvertrags- und wsttbewerbsrecht,

wären auch bei der Regelung des Verfahrens
jnterschiedliche Prozessarten denkbar. Dies ist
j^sjpch aus den bereits dargelegten Gründen
nicn\sinnvolt.

2. EinKstJlliches Verfahren für das K.onsumen-
tenvertratK- und -welibewerbsrecht

Das Konsumentenschutzverfahren im Vertrags-

80 Handelsfechlliche Wettbewerbsklagen sind hier begrifflich
nicht möglich.

8) 31 GVG'fGeselzl, 119 Ziff. 3 ZPO IVerordnung)
82 Aus diesem Gründe fragt sich, ob nichl auf den Ralder

Bolschofl und dos Konzept der Einzelinilialive bei der
Überführung ins ordentliche Recht zuröckgegriffen werden
sollte: val. vorne N. 70 und N. 67.'val. aEer auch
N. 72-%
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und Wetfbewerbsrecht ist daher einheitlich ous-

zugestellten.

Beim Erlass der UWG-Verfahrensvorschriften
durch die genannte Verordnung vom 7 März
1990 konnte auf das bereits bestehende Ver-

fahren für die Beurteilung von Konsumentenver-
trägen zurückgegriffen werden. Für den einzel-
nen Tatbestand nach Art. 13, letzter Satz,
UWG, für welchen (auch) das Bezirksgericht
noch 31 GVG zuständig ist, wurde zusätzlich
ein einfaches und rasches Verfahren für das

Kollegialgericht geschaffen ( 78, 119 Ziff. 3
ZPO):

II. Durchführung des Konsumenten-
schutzverfahrens

1. Allgemeines

f.). Parfefen des /(onsumentenschute-
Verfahrens
Nunmehr ist klar, wer die Parteien im Konsu-
menfenschutzverfahren sind; es sind dies so-
wohl im Vertragsrecht als auch im Wettbe-
werbsrecht der betriebliche Anbieter auf der ei-

nen Seite und der private Abnehmer bzw. Kon-
sument (Art. 10 Abs. 1 UWG) auf der anderen
Seite, wobei es keine Rolle spielt, welche der
beiden als Kläger oder Beklagter auftritt. Nur
dann, wenn im Vertragsrecht ein Konsumenten-

vertrag vorliegt und sich im Wettbewerbsrecht
Anbieter und Konsument gegenüber stehen,
kommen die besonderen Vorschriften des Kon-
sumentenschutzverfahrens zur Anwendung.83
Im Wettbewerbsrecht sind zudem die Konsu-

mentenorgonisationen aktiv- und passivlegiti-
miert (Art. 10 Abs. 2, lit. b UWG). Kein Konsu-

mentenschutzverfahren liegt dagegen,,vor,
wenn ein wettbewerbsrechtliches Konkurrenz-
Verhältnis unter Anbietern oder unter Abneh-
mern oder das Verhältnis zwischen betriet

chen Anbietern und Abnehmern zu bey^ilen
ist; diesbezüglich liegt eine handelsr^htliche
Streitigkeit vor.

12. Grunc/säfze des Konsumenfenschutz-
Verfahrens
Nach der Weisung des Regierungsrotes zur
ZPO-Novelle 1986/1987 sind im Rahmen des
Konsumentenschutzverfohrens mit besonderem

83 Domil düfflen auch die von Roland Gmür zu Recht
aufgeworfenen Fragen beantolet sein; Roland Gmiir,
Rechlsschulz aus der Sicht des Konsumenten, in: 2SR 107
H988|,S.441

Gewicht die 55 und 56 ZPO zu berücksichti-
gen. Bleibt nach 55 ZPO das Vorbringen ei-
ner Partei unklar, unvollständig oder unbe-

stimmt, so ist dieser Partei Gelegenheit zur Be-
hebung des Mangels zu geben, insbesondere
durch richterliche Befragung. Gerade diese Be-
Stimmung wird sehr oft bei der Befragung des
Konsumenten als Prozessportei zur Anwendung
gelangen müssen. Zudem statuiert 56 ZPO
nach Massgabe des Gesetzes Anspruch auf-
rechtliches Gehör. Dieser Norm kommt eben-
falls im Hinblick auf die Rechtsstellung des Kon-
sumenten als Prozesspartei besondere Bedeu-

^ung zu.

isonderes Gewicht erhalten nach den Mate-
rial^n auch die 62 und 118 ZPO im Rahmen
des ßsinsumentenschutzverfahrens; Nach 62
ZPO ka^o das Gericht die Parteien jederzeit
zu einer ^gleichsverhandlung vorladen und
nach 118 ZPO kann das Gericht zur Vereinfa-
chung des Haöstverfahrens Audienzen anord-
nen; eine solche\inn auch angeordnet wer-
den, um eine ParteNyj veranlassen, ihr Vorbr
gen zu verdeutlichen\u ergänzen, zu berjfz'flti-
gen oder zu vereinfache. Die Referent^rfaudi-
enz kann auch mit einem Aygenschejfdjnd mit
einer Vergleichsverhondlung^rby^en wer-
den. Da beim Einzelrichter im b^Sentlichen Ver-
fahren die Hauptverhandlung'müi^lich durch-
geführt wird, erhalten di^enonnte\Bestim-
mungen insofern Bed^ffung, als das Spricht
bereits im Hinblick jzdf die Hauph/erhanc
die wesentlicheo/Örkunden unter BussenanUo-
hung anfordert kann. Alle diese Vorschriften
dienen zup^ereinfochung und zur Räschheit
des VerMirens.

3/Prozess(;osten im KonsumentenscWzver-
ihren

Im Rahmen des Konsumentenschutzverfahrens
entfallen Kautions- und Barvorschusspflichten
(78 und 83 Abs. 2 ZPO). Die Befreiung von
Kautionen und Barvorschüssen soll den Zugang
zum Recht für den Konsumenten erleichtern.
Diese Vorschriften sind indessen aus Gründen
der Rechtsgleichheit auch gegenüber dem An-
bieter anzuwenden, weshalb dieser Prozess-
partei ebenfalls keine Kautionen auferlegt wer-
den dürfen. Dasselbe gilt für das Beweisverfah-
ren; werden vom Konsumenten keine Barvor-

schösse verlangt, sollten solche aus den glei-
chen Gründen auch beim Anbieter entfallen.
Die Kosten- und Entschädigungsfolgen richten
sich ebenfalls nach dem Streilwert. Da im Kon-
sumentenschutzverfohren nach 19'Abs. 3 ZPO
(Verordnung) der Streilwert der Widerklage un-
berücksichtigt bleibt, werden, die Kosten- und

Entschädigungsfolgen nur nach der Hauplklage
berechnet. Damit soll verhindert werden, dass
vor allem bei Klagen von Konsumenten aus
Konsumentenverträgen das Prozessrisiko durch
Widerklagen von Anbietern willkürlich erhöht
wird. Diese Regelung wirkt sich aber auch gün-
stig auf widerklageweise erhobene UWG-Kon-
sumentenklagen vor dem Einzelrichter aus.84

2. Ordentliches Verfahren

2. ] ProzesseinleJtung im)fonsumentenschutz-
verfahren
Im Vordergrund steh^das Sühnverfahren vor
dem Friedensricht^f Nicht selten sind indessen
im VertragsrecJ»fAberkennungsklagen nach er-
folgtet pro^6rischer Rechtsöffnung durch den

im summarischen Verfahren.
fätzlich gelten mit Bezug auf das Sühn-

die allgemeinen Regeln. DieWei-
?ung, aber auch die Klage sollten jedoch zu-
sätzlich Hinweise darauf enthalten, ob das
Streitverhältnis als gewöhnliches Zivilverfahren
oder als Konsumentenschutzverfahren zu quali-
fizieren ist. Dabei genügt der blosse Hinweis
darauf nicht, es handle sich im konkreten Fall
um ein Konsumentenverfahren. Der Richter muss
eine solche Behauptung im Sinne von 108
ZPO von Amtes wegen überprüfen können.
Hilfreich sind daher kurze konkrete Hinweise
darauf, ob die verträgliche Leistung einerseits
im Rahmen der betrieblichen Tätigkeit erbracht
wurde und anderseits für private Zwecke des
Konsumenten bestimmt war oder - bei UWG-
Konsumentenklagen - derart angeboten wur-
de. Durch derartige kurze Hinweise in der

/eisung und in der Klage lässt sich die Vorbe-
rd^ing des Hauptverfahrens vor dem Einzelrich-
ler ätbeblich vereinfachen. Die Zürcher Frie-
densri^ter und Anwälte leisten diesbezüglich
einen niä)t gering zu schätzenden Beitrag an
die Raschh^jt des Konsumentenschutzverfah-

rens.

Wird im Rahmeh des Sühnverfahrens lediglich
eine Klage unter Fr. 300- geltend gemacht,
handelt es sich um einen Kompelenzstreit vor
dem Friedensrichter. Wird dabei beim Frie-
densrichter eine Widerklage erhoben, so än-
dert diese Widerklage die Zuständigkeit des
Friedensrichters zur Beurteilung- der Konsumen-
tenstreitigkeit nicht. Zudem ist gegen den End-
entscheid des Friedensrichters lediglich die
Nichtigkeitsbeschwerde ans Bezirksgericht ge-

84 Vgl. vorne N. 74 und N. 79/80
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geben, unabhängig vom Streitwert des Verfah-
rens. Bis heute sind diesbezüglich indessen kei-
ne Fälle bekannt geworden.
Auch beim Konsumentenschutzverfahren wird
im übrigen der Prozess durch die Einreichung
der Weisung anhängig gemacht; dies im Ge-
gensafz zum einfachen und raschen Verfahren
vor dem Arbeitsgericht.
Im Hinblick auf die Möglichkeit der Erhebung
einer Widerklage ist zudem entscheidend,
dass der Einzelrichter im ordentlichen Verfahre
bereits vor der Hauptverhandlung Kenntnis dor-
über ho), um welche Art von Verfahren - Kon-
sumentenschutzverfahren oder gewöhnliches Zi-
vilverfahren - es sich im konkreten Fall tatsäch-
lich handelt. So ist die Widerklage im Rahmen
der Klageantwort zu erheben, weshalb im Fal-
le einer Widerklage sofort entschieden werden
muss, ob der Einzelrichter sachlich zuständig
bleibt (Konsumentenschutzverfahren) oder das
Verfahren an dos Kollegialgericht zufolge Uber-
schreitung der Streitwertgrenze zu überweisen
ist (gewöhnliches Zivilverfohren). Nur im Konsu-
mentenschutzverfahren ist der Einzelrichter im
ordentlichen Verfahren für die Beurteilung von

unbegrenzten Sfreifwerten sachlich zuständig.

. 2.2. Haupfver/iand/ung im Konsumenten-
schutzverfahren

2.2. ?. /V/gememes
Nach 108 ZPO hat das Gericht von Amtes
wegen die Zuständigkeit des angerufenen Ge-
richts, die gehörige Einleitung des Prozesses
sowie insbesondere die Zulässigkeit der ge-
wählten Prozessart zu prüfen. Zur Verbesserung
allfälliger Mängel ist das Geeignete anzuord-
nen. Ist nun weder der Weisung noch den Un-
(erlagen zur eingereichten Klage zu entneh-
men, welche Prozessort (Konsumentenschujz^er-
fahren oder gewöhnliches Zivilverfahrer^m
konkreten Fall tatsächlich vorliegt, is^/Jen Partei-
en Frist anzusetzen, um dem Geriet die ent-
sprechenden Unterlagen nachzöreichen. Nur
aufgrund hinreichender Unterlagen kann vorfra-
geweise überprüft werden, ob eine Konsumen-
tenstreitigkeit vorliegt oder nicht. Liegt eine Koh-
sumentenstreitigkeit oder eine UWG-Konsumen-
tenklage vor, so kommt das Konsumentenschutz-
verfahren zur Anwendung. Sind indessen Han-
delsgeschäfte oder Privotgeschäfte oder - samt
Wahlerklärung ein Arbeitsvertrag - gegeben,
kommt das gewöhnliche Zivilverfahren zur An-

Wendung. Die vorfrageweise materiellrechtliche
Prüfung ist deshalb von entscheidender Bedeu-

lung, da Kautionen in der Regel vor Durch-
führung des Hauptverfahrens auferlegt werden

und zudem im Hinblick auf das Säumnisverfah-

ren bereits vor der Vorladung der Parteien zur
Hauplverhandlung über die Art des Verfahrens
Klarheit bestehen muss.

2.2.2. A4üncffic/ies Veffahren
Das Verfahren vor dem Einzelrichter im ordentli-
chen Verfahren ist nach 119 Ziff. 1 ZPO in der
Regel mündlich. In seltenen Fällen ist es indes-
sen auch beim Einzelrichter im Rahmen des
Konsumentenschutzverfahrens denkbar, nach
123 ZPO für die Klagebegründung und Klage-

.antwort das schriftliche Verfahren anzuordnen.
^ieses Verfahren empfiehlt sich insbesondere

b^ komplizierten Prozessen und auch nur
dan\ wenn die Parteien durch Anwälte vertre-
ten sir

Das gle\he gilt analog für das Verfahren vor
dem Bezi\sgericht gemäss 119 Ziff. 3 ZPO
(Verordnung}

2.2.3. SäumnisWahren
Stellt der Einzelrich\r (oder das Bezirksg^richt)
im Sinne von 108 TSG fest, dass es^lch im
konkreten Fall um eine\Konsumer^nvertrag
oder um eine UW&Kon\meri^nklage han-
delt, werden die Prozesspä^ien nach 129
Abs. 2 Ziff. 1 ZPO (Verg^ni^q) bereits mit der
ersten Vorladung zurj/töuph/erl^ndlung
peremptorisiert. Dj0/Peremptorisi^ung bezieht
sich dabei so^afil auf den Kläger ^s auch auf
den Beklagjgfi, wobei bei Ausbleibendes Klä-
gers od^6eider Parteien Rückzug der
und t^TAusbleiben des Beklagten Anerß

der tatsächlichen Klagegründe und
/fcht auf Einreden angenommen wird. Das
Säumnisverfahren hat im Konsumentenschutz-
verfahren besondere Bedeutung, da sowohl für
den Anbieter als auch für den Konsumenten be-
reits mit der Hauptverhandlung ein Rechtsverlust
eintreten kann. Die Fälle sind keineswegs sel-
ten, in denen der Anbieter.als Kläger auftritt, je-
doch nicht zur Hauptverhandlung erscheint,
weshalb zufolge Rückzugs ein Prozessurteil er-
geht, mit welchem der Konsument inskünftig die
Einrede der abgeurteilten Sache erheben kann.
Anderseits tritt ein Rechtsverlust auch für den
Anbieter dann ein, wenn das Gericht die Par-
teien fälschlicherweise nicht perempforisch vor-
lädt, der Konsument in der Folge nicht zur
Hauph/erhandlung erscheint und demzufolge
ein peremptorisches Urteil ergehen könnte. Aus
diesen Gründen ist bereits im Hinblick auf die
Vorlodung der Parteien jeweils in jedem Fall zu
prüfen, ob ein Konsumentenvertrag bzw. eine

UWG-Konsumenlenklage vorliegt oder nicht.

2.3. Beweisverfahren im Konsumentenschulz-
verfahren
Das Beweisverfahren im Konsumentenschutzver-
fahren folgt grundsätzlich den allgemeinen Re-
geln. Der Weisung des Regierungsrates zur
Prozessrechtsnovelle 1986,1987 ist indessen
zu entnehmen, dass der Beweiserhebung von
Amtes wegen im Sinne von 142 ZPO beson-
dere Bedeutung zukommt. Die Anwendbarkeit
von 142 Abs. 2 ZPO wird in der Praxis dann
gegeben sein, wenn der Konsument im Konsu-

mentenschutzverfahren anwaltlich nicht vertre-
ten und im Beweisverjahren unbeholfen ist.
Ein besonderes bs>f<eisrechttiches Problem stellt
sich zudem imJPß. Nach Art. 16 Abs. 1 IPRG
ist der Inhalt/fes anzuwendenden ausländi-

sehen R^its von Amtes wegen festzustellen.
DazuJ<6nn die Mitwirkung der Parteien ver-

lar^f werden. Bei vermögensrechtlichen An-
mchen kann zudem der Nachweis den Par-

feien überbunden werden. Bei Rechtsan-
Sprüchen aus Konsumentenstreitigkeiten handelt
es sich zweifellos um vermögensrechtliche An-
Sprüche85, weshalb auch hier der Nachweis
fremden Rechts den Parteien überbunden wer-
den könnte. Es stellt sich indessen die Frage,
ob damit nicht Sinn und Zweck des Konsumen-
tenschutzverfahrens infrage gestellt wird, muss
doch davon ausgegangen werden, dos5 Kon-
sumenten in der Regel nicht in der Lage sein
werden, dem Gericht ausländisches Recht
nachzuweisen. Hinzu kommt, dass neben 57
Abs. 2 ZPO auch 142 Abs. 2 ZPO zu beach-
ten ist. Kommt aber im Konsumentenschutzver-

fahren bereits der Beweiserhebung von Amtes
wegen besondere Bedeutung zu, wird der
Richter um so mehr mit Bezug auf die Anwen-
düng ausländischen Rechts dessen Inhalt von
Amtes wegen festzustellen haben.

\4. Erledigung des Konsumenlenschutz-
v^fiahrens
Bei ^r Erledigung des Konsumentenschutzver-
fahren\gelten die ordentlichen Regeln des Zi-
vilprozesses. Im Hinblick auf das verfossungs-
rechtliche Gebot in Art. 31 sexies Abs. 3 BV
wird sich der Einzelrichter indessen beim Vorlie-

gen von Konsumentenstreiligkeiten um ver-
gleichweise Erledigungen bemühen. Zudem
hat sich der Einzelrichter bei Rückzügen oder
Anerkennungen durch den Konsumenten zu ver-

gewissem, doss dieser über die Tragweite der
prozessualen Handlungen voll im Bilde ist.

85 Vgl. vorne N. 15 und N. 76
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3. Summan'sc/ies Vferfo/iren

Im Gegensatz zur ausdrücklichen Norm in Art.
14 UWG, die mit Bezug auf vorsoi^Khe Mas-
snahmen auf die Regelung in Art. 28c-2^
ZGB verweist, sind für Konsumentenverträge ^^
keine besonderen Prozessnormen gegeben.
Sind im Zusammenhang mit der Erfüllung von
Konsumentenverträgen oder zur Abwendung
unlauteren Verhaltens Befehlsverfahren oder vor-
sorgliche Massnahmen notwendig, so ist hiefür
vor Hängigkeit der Konsumentenstreitigkeit der
Einzelrichter im summarischen Verfahren zustän-

dig. Nach der Anhängigmachung der Konsu-
mentenstreitigkeit iedoch ist der Einzelrichter im
ordentlichen Verfahren oder das Bezirksge-
rieht86 auch für vorsorgliche Mossnahmen zu-

ständig.

4. Rechhmittel im Konsumentensc
verfahren

Es wurde bereits daroufliingewiesen, dass die
Erhebung einer Widerklage im Falle von Kom-

86 Vgl. vorne N. 81

petenzstreitigkeiten vor dem Friedensrichter des-
sen Zuständigkeit nicht ändert. Der Friedens-
richter ist somit bei Kompetenzstreitigkeiten
theoretisch für die Beurteilung auch sehr hoher
Streitwerte sachlich zuständig. Gleichwohl ist
jegen seine Entscheide lediglich die Nichfig-
keiteb^schwerde an das Bezirksgericht zuläs-
sig.Jene'Pq^tei, welche die Widerklage er-

hebt, versperrT
fere Instanz bei derßstirteilung ihres^ediisbe-

gehrens; dieser UmstancTTnagjjefu beigelra-
gen haben, dass se^ Inkipfttfefen^er ZPO-No-
velle 1986/1987^e§6ezüglich nocM^ine
Fälle bekanr
gelung^tffo demnach präventiv insc

)1eter nicht in Versuchung kommen können,
die sachliche Zuständigkeit mit Bezug auf das
Konsumentenschutzverfahren durch die Erhe-
bung von Widerklagen in Frage zu stellen.
Gegen Endentscheide des Einzelrichters im or-
dentlichen Verfahren ist auch bei Konsumenten-
streiligkeiten die Nichtigkeitsbeschwerde an
die III. Zivilkammer des Obergerichls gegeben;
dies auch dann, wenn der Streitwert zufolge
Widerklage Fr. 8000- übersteigt oder eine

UWG-Konsumentenklage, deren Streitwert
nach der Natur der Sache nicht geschätzt wer-
den kann, widerklageweisg'erhoben wurde
(19Abs.3ZPOi.V.!j)^1GVGund 281
ZP01.87
Gegen Jficfenfscheide des Bezirbgerichfs, wel-
chß^rTBeurteilung einer UWG-Konsumentenkla-

"ge nach Art. 13, letzter Satz, UWG ergehen,
ist nach 259 Ziff. 1 ZPO die Berufung gege-
ben.88

87 259 Ziff. 2 ZPO bezieht sich nicht auf den Einzelrichter im
ordenllichen Verfahren, sondern auf den Einzelrichler im
beschleuniaen Verfahren.

88 259 Ziff. T in der Fassung der Verordnung vom 7 März
1990 wurde mit Beschluss des Regiefungsroles vom
11. Juli 1990 wieder aufgehoben; es gillliier die Fassung
des Gesetzes.

SCHEMA WETTBEWERBSRECHT
AB 89

Verhalten'

Rechtfertiguig
=/>ussch1uss
=Ajfhetxtx) Vertrags
freiteit

Totale
Behindenng
6 I KE

Ufttutässige
Behlnderung
^Vorfcehren
6KS

Partielle
(Ertiebticte)
Behlnderung
6 I ffi

Verhältnis
zwischen
Mrieter/,
toehrer

Hirtsdiaftsverfasswgs
reditliche Instituts-
garantie -
FwktionsfiiMger
Usttbaert)

Beeinträchtlgung
des roglichen
ttetttewerts

Verhältnis
zwischen
Mrietem

Verhältnis:
zwischen
Hiüxwsrbem
=Xonkurrenz-
Verhältnis

Lauteres
Verhalten
1 UWS

WidemchtHctes
Vertulten
2 UU6 a fortlori
7 UWG in analogiemVerhältnis

zwischen
?nehTCm

G&aMeistung
des
Ubttt&firbs
1 l»ß

Gegen Treu und Glauben
verstossendes
Verhalten

]

toisun
Endabnehrer'
'Letztverbraucher'
11 III EG tessuisen

Verhältnis
zwischen
Mrieter/
ttnehrer

Insbescncjers
tauschendes
Vertialten

Privater.
?nehfrer
'Letztverbraucher'
SlsexieslII BV

Konsurrentensdutzverfchm
13UH3

pläüoyer 5/1990 47



Ablauf der Referenänmsfrist; ] 3. April 1987

Bundesgesetz
gegen den unlauteren Wettbewerb

(UWG)

vom 19. Dezeinber 1986 ^

Pie Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf die Artikel 3 lbis Absatz 2, 3is<^ ^4 und 64bis der Bundesverfas-

sung,

nach Einsicht m dne Botschaft des Bundesrates vom 18. Mai 19831\

beschliesst:

l. Kapitel: Zweck

Art. l

Dieses Gesetz bezweckt, den lauteren und unverfälschten Wettbewerb im Inter-
esse aller Beteiligten zu gewährleisten.

2. Kapitel: Zivil- und prozessrechtliche Bestimmungen

l. Abschnitt: Widerrechtlichkeit des unlauteren Wettbewerbs

Art. 2 Grundsatz

Unlauter und widerrechtUch ist jedes täuschende oder in anderer Weise gegen
den Grundsatz von Trey und Glauben verstossende Verhalten oder Geschäfts-
gebaren, welches das Verhältnis zwischen Mitbewerbern oder zwischen Anbie-
tem und Abnehmern beeinfl-usst

Art. 3 Unlautere Werbe- und Verkaufsmethoden und anderes
widerrechtliches Verhalten

Unlauter handelt insbesondere, wer:

a. andere, ihre Waren, Werke, Leistungen, deren Preise oder ihre Geschäfts-

Verhältnisse durch unrichtige, irreführende oder unnötig verletzende Äus-
gerungen herabsetzt;

b. über sich, seine Firma, seine Geschäftsbezdchnung, seine Waren, Werke

oder Leistungen, deren Preise, die vorrätige Menge oder seine Geschäfts-
Verhältnisse unrichtige oder irreführende Angaben macht oder in entsprc-

chender Weise Dritte im Wettbewerb begünstigt;

i) BB1 1983 II 1009
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c. unzutreffende Titel oder Berufsbezeichnungen verwendet, die geeignet
sind, den Anschein besonderer AuszelchnuTigen oder Fähigkeiten zu er-
wecken;

d. Massnabmen trifft, die geeignet sind, Verwechslungen mit den Waren,
Werken, Leistungen oder dem Geschäftsbetrieb eines anderen herbeizu-
führen;

e. sich, seine Waren, Werke, Leistungen oder deren Preise in unrichtiger, irre-

führender» unnötig herabsetzender oder anlehnender Weise mit anderen,
ihren Waren, Werken, Leistungen oder deren Preisen vergleicht oder in.
entsprechender Weise Dritte im Wettbewerb begünstigt;

f, ausgewählte Waren, Werke oder Leistungen wiederholt unter Einstands-

preisen anbietet, diese Angebote in der Werbung besonders heryorhebt
und damit den Kunden über die eigene oder die Leistungsfähigkeit von
Mitbewerbern täuscht; Täuschung wird vermutet, wenn der Verkaufspreis
unter dem Einsta.ndspreis vergleichbarer Bezüge gleichartiger Waren,
Werke oder Leistungen liegt; weist der Beklagte den tatsächlichen Ein-
standspreis nach, so ist dieser für die Beurteilung massgebend;

g. den Kunden durch Zugaben über den tatsächlichen Wert des Angebots
täuscht;

h. den Kunden durch besonders aggressive Verkaufsmethoden in seiner Ent-
scheidungsfreiheit beeinträchtigt;

i, die Beschaffenheit, die Menge, den Verwendungszweck, den Nutzen oder
di,e Gefährlichkeit von Waren, Werken oder Leistungen verschleiert und
dadurch den Kunden täuscht;

k. es bei öffentlichen Auskündigungen über einen Abzahlungskauf oder em
ihm gleichgestelltes Rechtsgeschäft mteriässt, seine Firma eindeutig zu be-

. zeichnen, klare Angaben über den Bar- oder den Gesamtkaufpreis zu ma-

'chen oder den Teilzahlungszuschlag iti Franken und Jahresprozenten ge-
nau zu beziffern;

J. es bei öffentlichen Auskündigungen über Kleinkredite imterlässt, seine
Firma eindeutig zu bezeichnen, klare Angaben über die Kreditsumme oder
den maximalen mckzahlbaren Gesamtbetrag zu machen oder die maxima-

len Kreditkosten in Pranken und Jahresprozenten genau zu beziffern;
m. im Rahmen einer gesciiäftlichen Tätigkeit einen Abzahlungskauf, ©inen

Vorauszahlungskauf oder einen Kleinkreditvertrag anbietet oder ab-
schliesst und dabei Vertragsfommlax'e verwendet» die unvollständige oder
unrichtige Angaben über den Gegenstand des Vertrags, den Preis, die Zah-
luügsbedmgungen, die VerCragsdauer, das Widerrufs- oder K.ündigungs-

recht des runden oder über sein Recht zu vorzeitiger Bezahlung der ß-est-
'schuld enthalten.

Art. 4 Verleitung zu Vertra.gsverletzung oder -auflösung

Unlauter handelt insbesondere, wer:

a. Abnehmer zum Vertragsbruch verleitet, um selber mit ihnen einen Vertrag
abschliessen zu können;
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b. sich oder einem ändern Vorteile zu verschaffen sucht, indem er Arbeitneh-

mem. Beauftragten oder anderen- Hilfspersonen eines Dritten Vergünsti-

gungen gewährt-oder anbietet, die diesen rechtmässig nicht zustehen und

die geeignet sind, diese Personen zu pftichtwidrigem Verhalten bd ihren
dienstlichen oder geschäftlichen Verrichtungen zu verleiten;

c. Arbeitnehmer, Beauftragte oder andere Hilfspersonen zum Verrat oder zur

Auskundschaftung von Fabdkations- oder Geschäftsgeheimnissen ihres
Arbeitgebers oder Auftraggebers verleitet;

d. einen Käufer oder Ki-editnehmer, der einen Abzahlungskauf, einen Vor-

auszahlungskauf oder einen Klemkreditvertrag abgeschlossen hat, verän-
lasst, den Vertrag zu widerrufen, oder einen Käufer, der einen Vorauszah-

Iungskauf abgeschlossen hat, veraiUasst, diesen zu kündigen, um selber mit
ihm einen solchen Vertrag abzuschliessen.

Art- 5 Verwertung fremder Leistung

Unlauter handelt insbesondere, wer;
a- ein ihm anyertrautes Arbeitsergebnis wie Offerten, Berechnungen oder

Pläne unbefugt verwertet;
b. ein Arbeitsergebnis eines Dritten wie Offerten, Berechnungen oder Pläne-

verwertet, obwoh] er wissen muss, dass es ihm unbefugterweise überlassen
oder zugänglich gemacht worden ist;

c. das marktreife Arbeitsergebnis eines ändern ohne angemessenen eigenen

Aufwand durch technische Reproduktionsverfahren als solches übernimmt
und verwertet.

Art. 6 Verletzung von Fabrikations- und Geschäftsgelneimnissen

Unlauter handelt insbesondere, wer Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnisse,
die er ausgekundschaftet oder sonstwie unrechtmässig erfahren hat, verwertet
oder ändern mitteilt.

Art. 7 Nichteinhaltung von Arbeit$bedingungen

Unlauter handelt insbesondere, wer Arbeitsbedingimgen nicht einhält, die
durch Rechtssatz oder Vertrag auch dem Mitbewerber auferlegt, oder bemfs-
oder ortsüblich sind.

Art. 8 Verwendung missbräuchlicher Geschäftsbedingungen

Unlauter handelt insbesondere, wer vorform.'ulierte allgemeine Geschäftsbedm-

gungen verwendet, die in irreführender Weise zum Nachteil einer Vertragspar-
tei:

a. von der unmittelbar oder smngemäss anwendbaren gesetzlichen Ordnung
erheblich abweichen oder

b. eine der Vertragsnatur erheblich widersprechende Verteilung von Rechten
und Pflichten vorsehen»

29



Unlauterer Wettbewerb - BG

2. Abschnitt: Klageberechtigung

Art, 9 Grundsatz

( Wer durch unlauteren Wettbewerb in seiner K.undschaft, seinem Kredit oder
beruflichen Ansehen, in seinem Geschäftsbetrieb oder sonst in seinen' wirt-

scbaftlichen Interessen bedroht oder verletzt wird, kann dem Richter beantra-

gen;

a. eine drohende Verletzung zu verbieten;
b. eine bestehende Verletzung zu beseitigen;
c. die Widerrechtlichkeit einer Verletzung festzustellen, wenn sich diese wei-

terhin störend auswirkt.

z Er kann insbesondere verlangen, dass dne Berichtigung oder das Urteil Drit-
ten mitgeteilt oder veröffentlicht wird.

3 Br kann ausserdem nach Massgabe des Obligatiouenrechts1) auf Schadener-
satz und Genugtuung sowie auf Herausgabe eines Gewinnes entsprechend den
Bestimmungen über die Geschäftsführung ohne Auftrag klagen.

Art. 10 Klagen von Kunden und Organisationen ,

1 Die Klagen gemäss Artikel 9 stehen ebenso den Kunden zu, die durch unlau-
teren Wettbewerb iß ihren wirtschaftlichen Interessen bedroht oder verletzt
sind.

2 Ferner können nach Artikel 9 Absätze l und 2 klagen:
a. Bemfs- und Wirtschaftsverbände, die nach den Statuten zur Wahrung der

wirtschaftlichen Interessen ihrer Mitglieder befugt sind;
b. Organisationen von gesamtschweizerischer oder regionaler Bedeutung, die

sich statutengemäss dem K.onsumentenschutz widmen.

Art. 11 Klagen gegen den Gescliäftsherrn

Ist der unlautere Wettbewerb von Arbeitnehmern oder anderen Hilfspersonen
bei dienstlichen oder geschäftlichen Verrichtungen begangen worden, so kann
auch gegen den Geschäftsherrn nach Artikel 9 Absätze l und 2 geklagt werden.

3. Abschnitt; Prozessrechtliche Bestimmungen

Art. 12 Gerichtsstand

( Klagen wegen unlauteren Wettbewerbs sind am Wohnsitz oder Sitz des Be-

klagten anzubringen.

2 Steht ein zivilvechtliclier Anspruch wegen unlauteren Wettbewerbs im Zusam-
menhang mit einer zivilrechtlichen Streitigkeit, für die das entsprechende Bun-
desgesetz eine einzige kantonale Instanz oder andere Gerichtsstände vorsieht,

1> SR 220
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so kann die Klage wegen unlauteren Wettbewerbs auch an diese angehoben
werden. Ist eine einzige kantonale Instanz vorgesehen, so ist die Berufung an
das Bundesgericht ohne Rücksicht auf den Streitwert zulässig.

Art. 13 Schlichtungsverfahren oder einfaches und rasches Prozessverfahren

Die Kantone sehen für Streitigkeiten wegen unlauteren Wettbewerbs bis zu ei-
nern vom Bundesrat zu bestimmenden Streitwert ein Schlichtungsverfahren
oder ein einfach-es und rasches Prozessverfahren vor. Dieses Verfahren ist auch

auf Streitigkeiten ohne Strdtwert anwendbar.

Art. 14 Vorsorgliche Massnahmen

Auf vorsorgliche Massnahmen.sind die Artikel 28c-28/des Schweizerischen Zi-
vilgesetzbuches1) sinngemäss anwendbar,

Art. 15 Wahrung von Pabrikations- und Geschäftsgeheimnissen

* In Streitigkeiten gemäss Artikel 3 Buchstabe f sind die Fabrikations- und Ge-
schäftsgeheimnisse der Parteien zu wahren.

2 Beweismittel, durch die solche Geheimnisse offenbart werden können, dürfen
der Gegenpartei nur soweit zugänglich gemacht werden, als dies mit der Wah-
rung der Geheimnisse vereinbar ist.

3. Kapitel: Verwaltungsrechtliche Bestimmungen

l. Abschnitt: Preisbekaimtgabe an Konsumenten

Art. 16 Pflicht zur Prdsbekanntgabe

1 Für Waren, die dem K-onsumenten zum Kaufe angeboten werden, ist der tat-

sachlich zu bezahlende Preis bekanntzugeben, soweit der Bundesrat keine Aus-
nahmen vorsieht. Ausnahmen sind insbesondere aus technischen oder Sicher-

heitsgrimden zulässig. Dieselbe Pflicht besteht für die vom Bundesrat bezeich-
neten Dienstleistungen.

2 Der Bundesrat regelt die Bekanntgäbe von Preisen und Trinkgeldern.

3 Für messbare Güter und Leistungen gelten zudem die Bestimmungen von Arti-
kel 11 des Bundesgesetzes vom 9. Juni l9771) über das Messwesen.

Art. 17 Preisbekanntgabe in der Werbung

Werden Preise oder Preisreduktionen in der Werbung angezeigt, so richtet sich
deren Bekanntgäbe nach den vom Bundesrat zu erlassenden Bestimmimgen.

') SR 210
i) S R 941.20
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Art. 18 Irreführende Preisbekamitgabe

Es ist unzulässig, m irreführender Weise:
a. Preise bekanntzugeben;
b. auf Preisreduktionen hinzuweisen oder
c. neben dem tatsächlich zu bezahlenden Preis weitere Preise aufzuführen,

Art. 19 Auskunftspflicht

' Die zuständigen Organe der Kantone können Auskünfte einholen und Unter-
lagen verlangen, soweit es die Abklärmig des Sachverhalts erfordert.

2 Der Auskunftspflicht unterstehen;
a. Personen und Firmen, die Konsumenten Waren zum Kauf anbieten oder

solche Waren herstellen, kaufen oder damit Handel treiben;
b. Personen und Firmen, die Dienstleistungen anbieten, erbrmgeo., vermitteln

oder m Anspruch nehmen;
c. Organisationen der Wirtschaft;
d. Organisationen von gesamtschweizerischer oder regionaler Bedeutung, die

sich statutengemäss dem Konsumentenschutz widmen.

3 Die Auskuüftspflicht entfällt, wenn nach Artikel 42 des Bvndesgesetzes über
den Bundeszivilprozessl) die Aussage verweigert werden kann.

4 Bestimmungen der Kaatone über das Verwaltungs- und Strafverfahren bleiben
vorbehalten.

Art. 20 VoUzug

' Der Volkug obliegt den Kantonen, die Oberaufsicht dem Bund.

2 Der Bundesrat erlässt die Ausführungsbestimmungen,

2. Abschnitt; Ausverkaufe und ähnliche Veranstaltungen

Art. 21 Bewilligungspflicht

' Für die öffentliche Ankündigung und die Durchführung von Ausverkaufen
oder ähnlichen Veranstaltungen, bei denen vorübergehend besondere Vergünsti-
gungen m Aussicht gestellt werden, braucht es eine Bewilligung der zuständigen
fcantonalen Behörde.

2 Die Bewilligung wird verweigert oder an beschränkende Bedingungen ge-
knüpft, wenn es die Gewährleistuög des lauteren Wettbewerbs erfordert. Pur ei-
nen Total- oder einen Teilausverkauf darf die Bewilligung, ausser in Härtefäl-
Itsu, nur erteilt werden, wenn das Geschäft seit mindestens einem Jahr gRfuhrt

worden ist.

^ Sß- 273
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3 Nach einero. Totalausverkauf darf der Gesuchsteller, ausser in Härtefällen, in-
nert der nächsten ein bis fünf Jahre kein gleichartiges Geschäft eröffnen noch
sich an eüiem solchen Geschäft in irgendeiner Form beteiligen. Wird das Ver-
bot missachtet, so kann das Geschäft geschlossen werden. Dieser Absatz gilt für
Teilausverkäufe sinngemäss.

4 Der Bundesrat. edässt die Ausführungsvorschriften. Er hört vorher die Kan"
töne und die interessierten Berufs- und Wirtschaftsverbände und die KLonsu-
mentenorganisationei'i von gesamtschweizerischer oder regionaler Bedeutung

an.

Art. 22 Befugnisse der Kantone

' Die Kantone können, im Rahmen dieses Gesetzes und der Verordnung des
Bimdesrates, weitere Vorschriften über Ausverkaufe und ähnliche Vera.nstaltu.n-

gen aufstellen und für vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlung Haft und
Busse androhen,

2 Die Kantone können für Ausverkaufe und ähnliche Veranstaltungen Gebüh-
ren erheben.

4. Kapitel: Strafbestinummgen

Art. 23 Unlauterer Wettbewerb

Wer vorsätzlich unlauteren Wettbewerb nach den Artikeln 3, 4, 5 oder 6 begeht,
wird auf Antrag mit Gefängnis oder Busse bis zu 100 000 Franken bestraft.
Strafantrag stellen kann, wer nach den Artikeln 9 und 10 zur ZiviHdage berech-
tigt ist.

Art. 24 Verletzung der Pflictbt zur Pmsbekanntgabe an K.onsumenten

1 Wer vorsätzlich:

a, die Pflicht zur Preisbekanntgabe (Art. 16) verletzt;
b. den Vorschriften über die Preisbekanutgabe in der Werbung (Art. 17) zu-

widerhandelt;
c. in irreführender Weise Preise bekanntgibt (Art. 18);
d. die Auskunftspflicht im Zusammenhang mit der Preisbekanntgabe (Art. l 9)

verletzt;

e. den Ausführungsvorschriften des Bundesrates über die Preis bekanntgäbe
(Art. 16 und 20) zuwiderhandelt,

wird mit Haft oder Busse bis zu 20 000 Franken bestraft.

2 Handelt der Täter fahrlässig» so ist die Strafe Busse.
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Art. 25 Verletzung der AusverkaufsvoTSchriften

1 Wer vorsätzlich den Ausverkaufsvorschriftea (Art. 21) zuwiderhandelt, wird
mit Haft oder Busse bis zu 20 000 Franken bestraft.

2 Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Busse-

Art. 26 Widerhandhmgen in Geschäftsbetrieben

Für Widerhandlungen in Geschäftsbetrieben, durch Beauftragte und derglei-
chen sind di'e Artikel 6 und 7 des Verwaltvngsstrafrechtsgesetzes^ anwendbar.

Art. 27 Strafverfolgung

1 Die Strafverfolgung ist Sache der Kantone.

2 Die kantonalen Behörden teilen sämtliche Urteile, Strafbescheide und Einstel-
lungsbeschlüsse aus den Bereichen der Preisbekanntgabe an Konsumenten und
der Ausverkaufe sowie ähnlichen Veranstaltungen unverzüglich und unentgelt-
lich in vollständiger Ausfertigung der Bundes arrwaltschaft zubanden des Eidge-
nössischen Volkswirtsohaftsdepartem.entes mit.

5. Kapitel: SchJussbestimmungen

Art. 28 Aufhebung bisherigen Rechts

Das Bundesgesetz vom 30. September 19432) über den unlauteren Wettbewerb
wird aufgehoben.

Art. 29 Referendum und Inkrafttreten

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativeu. Referendum<

2 Der Bundesrat bestimmt das lukrafttreten.

0 SR 313.0
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